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E D I T O R I A L  _ 

Die Menschenwürde bleibt antastbar

D
ie Würde des Menschen ist unan-
tastbar“, so steht es in unserem 
Grundgesetz und so argumen-
tiert auch das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem jüngsten 
Urteil über die Sanktionen bei 

Hartz IV. Das Gericht setzt darin die grundgesetzlich 
verankerte „Menschenwürde“ mit dem Existenz-
minimum nach Hartz IV gleich. Allerdings kommt 
das Gericht zu dem Ergebnis, dass bei Arbeitslosen 
auch schon mal 70 Prozent Menschenwürde aus-
reichen. 
Vielleicht liegt es auch daran, dass der Vorsitzen-
de des ersten Senats, Prof. Dr. Stephan Harbarth, 
als er noch Abgeordneter der CDU im Bundestag 
war, bereits eine lockerung der Sankti onsregeln 
abgelehnt hatt e. es gibt genügend beispiele von 
richtern, die sich bei einer solchen Konstellati on 
als befangen erklärt haben – Verfassungsrichter 
Harbarth tut dies nicht. 

das urteil schränkt die Sankti onspraxis der Job-
center zwar ein, schafft sie aber nicht grundsätz-
lich ab. Kriti sch sehen die Karlsruher richter aller-
dings die dauer und die Höhe der Sankti onen.

Sanktionen von mehr als 30 Prozent haben 
sie als verfassungswidrig eingestuft. Immerhin.
Trotzdem will das Gericht in der Urteilsbegründung 
selbst eine hundertprozenti ge Kürzung nicht gänz-
lich ausschließen: „Wird eine (solche) tatsächlich 
existenzsichernde und zumutbare erwerbstäti g-
keit ohne wichti gen Grund verweigert, obwohl im 
Verfahren die Möglichkeit bestand, dazu auch et-
waige besonderheiten der persönlichen Situati on 
vorzubringen, kann ein vollständiger Leistungsent-

zug zu rechtf erti gen sein.“ An anderer Stelle heißt 
es dann aber wieder: „Gesichert werden muss ein-
heitlich die physische und soziokulturelle Existenz. 
Die den Anspruch fundierende Menschenwürde 
steht allen zu und geht selbst durch vermeintlich 
,unwürdiges‘ Verhalten nicht verloren.“ Alles klar? 
Natürlich nicht. Das höchste deutsche Gericht „ei-
ert“ hier herum. 

Soviel kann man jetzt aber sagen: Sicher sind 
im Moment 70 Prozent der Regelleistung. Ohne 
Wenn und Aber. Für ein vollständiges und be-
dingungsloses Existenzminimum hat es nicht 
 gereicht. Noch nicht. Dieser Grundsatzfrage ist 
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das Verfassungsgericht erkennbar ausgewichen. So 
gesehen ist die Menschenwürde dann doch antast-
bar. Hundert Prozent Menschenwürde gibt es für 
Arbeitslose vorerst nicht. Der Ball liegt wieder im 
Feld der Politi k und bei den Arbeitslosen, die hier-
mit leben müssen. Und bei denen, die keine Lösung 
in Sankti onen und schwarzer Pädagogik sehen. 

Norbert	att	ermeyer
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zum Inhalt des Urteils
Sankti onen von 30 Prozent sind in der Höhe vertretbar, 

eine höhere Kürzung ist verfassungswidrig.
Es ist ebenso verfassungswidrig, diese Kürzung ohne 

Erbarmen vorzuschreiben, ohne zu prüfen, ob die Kürzung 
eine besondere Härte auslöst, aufgrund derer eine Sankti -
on unzumutbar wäre.

Es ist weiterhin verfassungswidrig, in jedem Fall auf der 
dreimonatigen Dauer der Kürzung zu bestehen, selbst 
wenn der oder die betroff ene nach dem Aussprechen der 
Sankti on seinen Mitwirkungspfl ichten nachkommt. 

Die Geschichte
Das aktuelle Urteil zu fällen hat das Verfassungsgericht in 

Karlsruhe lange gescheut. Auch darf man zweifel anmel-
den, ob der Vorsitzende Richter nicht befangen war, weil 
er noch 2018 im bundestag als Gesetzgeber das Sankti -
onsrecht bestäti gt hat. Vor neun Jahren hatt e das Verfas-
sungsgericht in einem anderen Urteil anders entschieden: 
Existenzminimum sei Existenzminimum, hieß es damals. 
Dieses sei verfassungsgemäß geschützt, daran gäbe es 
kein Herumdeuteln. 

Im aktuellen Urteil gibt das Gericht dem Gesetzgeber in 
Sachen Hartz IV jedoch einen Handlungsspielraum. Hartz 
IV sei eine nachrangige Grundsicherung. Von den Einzel-

nen dürfe der Staat Mitwirkung 
einfordern, um die Hilfebedürf-
ti gkeit zu beenden. er dürfe dazu 

belastende Sankti onen vorsehen, 
wenn die Betroffenen nicht mit-

wirkten. Wenn die Sanktionen auf 
ein Mitwirken gerichtet seien, da-
mit die existenzielle Bedürftigkeit 

überwunden werde, könnten 
Kürzungen des Existenzmi-
nimums möglich sein, so das 

Gericht. diese Mitt el müssten jedoch verhältnismäßig, also 
geeignet, erforderlich und angemessen sein. ob Sankti onen 
geeignet sind? Dazu sieht das Gericht keine belastbaren Un-
tersuchungen, es übernimmt aber diese Plausibilitätsüberle-
gungen und Annahmen. Jedoch verlangt es ein akti ves Abwä-
gen mit dem hohen Anspruch der Existenzsicherung. Mehr als 
30 Prozent Kürzung gehen in keinem Fall. 

das Hartz-iV-Gesetz macht den eindruck, die Sankti onen 
kämen zwangsläufi g, ohne das zutun eines Verwaltungshan-
delns im Jobcenter. dabei verhängen schon jetzt viele Job-
center ihre Sankti onen sehr unterschiedlich. innerhalb eines 
Jobcenters wird es ebenso unterschiede geben. das Gericht 
macht dieses Abwägen ausdrücklich zur Aufgabe in jedem 
einzelfall. der Jobcoach muss ab jetzt überprüfen, welche 
Gesamtwirkung er mit der Sankti on auslöst und ob diese eine 
besondere Härte für die betroff ene darstellt. 

Auch muss eine Korrektur der Sankti on möglich sein. Wenn 
ein Arbeitsloser demnächst sagt, ich mache künft ig mit, dann 
ist das Handlungsziel des Jobcenters erreicht, und das Job-
center muss die Kürzung beenden.

Was nach dem Urteil vom 5. November zu tun ist
Wer jetzt noch eine mehr als 30-prozenti ge Kürzung be-

kommt oder in einer laufenden Kürzung ist, sollte sofort 
dagegen vorgehen.  Wem auch 30 Prozent Kürzung sehr weh 
tun, kann das als besondere Härte angeben. 

Und wer sagt: „Ich mache ab 
jetzt mit“, kann den soforti gen 
Stopp der Kürzung einfordern.

Wer schon vor dem 5. Novem-
ber 2019 einen Widerspruch 
gegen eine ältere Kürzung ein-
gelegt hatt e, kann sich auf die-
se neuen Maßstäbe berufen.

Bundesverfassungsgericht, Urteil 

vom 05. 11.2019 – Az. 1 BvL 7/16

anmerkung	der	Redakti	on:
nach redakti onsschluss hat die bundesagentur für Arbeit auf das 
Urteil aus Karlsruhe reagiert. Laut Berichten in verschiedenen 

Medien sei den Jobcentern mitgeteilt worden, keine Sankti ons-
bescheide mehr zu verschicken. Die vom höchsten Gericht 

angemahnte Änderung der Sanktionspraxis gelte nun auch für 

Sankti	onen	sind	
teilweise verfassungswidrig
Eine Einschätzung des jüngsten Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts zu Hartz IV vom 5. November 2019

Von Arnold Voskamp

junge Arbeitslose unter 25 Jahre. Aktuell gülti ge Sankti onen von 
60 oder gar 100 Prozent für Arbeitslose würden dem Urteil gemäß auf 

30 Prozent gesenkt. Agenturchef Detlef Scheele hat für Ende Novem-

ber eine rechtlich verbindliche übergangslösung angekündigt. In 2020 

solle eine gesetzliche neuregelung der Sankti onspraxis folgen. tk

Anmerkung: Klage und Urteil gel-

ten zunächst nur für über 25-Jährige 
Hartz-IV-Bezieher*innen. Aber auch 

Jüngere können gegen ihre Sankti onen 
vorgehen. Mal sehen, wie Bundes-

regierung, bundesagentur, Jobcen-
ter und Gerichte mit der ungleichen 

Rechtslage umgehen. 

IV sei eine nachrangige Grundsicherung. Von den Einzel-
nen dürfe der Staat Mitwirkung 
einfordern, um die Hilfebedürf-
ti gkeit zu beenden. er dürfe dazu 

wenn die Betroffenen nicht mit-
wirkten. Wenn die Sanktionen auf 
ein Mitwirken gerichtet seien, da-
mit die existenzielle Bedürftigkeit 

überwunden werde, könnten 
Kürzungen des Existenzmi-
nimums möglich sein, so das 

anmerkung	der	Redakti	on:
nach redakti onsschluss hat die bundesagentur für Arbeit auf das 
Urteil aus Karlsruhe reagiert. Laut Berichten in verschiedenen 
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V
orherige Beratung ist also durchaus sinnvoll, wenn 
man nicht selbst Jurist ist oder vergleichbare Vor-
kenntnisse besitzt. Glücklicherweise gibt es in 
Münster einige Anlaufstellen, die sogar kostenlose 

Rechtsberatung anbieten (siehe Kasten 1). Die helfen, sich 
im Paragraphendschungel zu orienti eren. und sie helfen, die 
richti ge entscheidung zu treff en bei der Frage, ob es über-
haupt sinnvoll ist, auf dem weiteren Rechtsweg mit einer 
Klage vor Gericht zu ziehen. 
Mit der öff entlichen rechtsberatung und der Prozesskosten-
hilfe eröff net der rechtsstaat Menschen mit niedrigem ein-
kommen, ihre belange juristi sch angemessen zu vertreten 
und stellt zumindest formal damit Rechtsschutzgleichheit 
her. So soll für alle Bürger*innen Rechtsdurchsetzung 
und Rechtsverteidigung gewährleistet sein. Dabei ist zu 
beachten: Die Beratungshilfe kann ausschließlich bei  
Fällen im außergerichtlichen Bereich gewährt werden, 
während die Prozesskostenhilfe für die Rechtsver-
tretung vor Gericht vorgesehen ist. 

Kostenlose Rechtsberatung
Kostenlose Beratung gewährt die Law Clinic 

Münster, ein eingetragener, gemeinnüt-
ziger Verein mit 80 Mitgliedern, der auf 
eine initi ati ve von Jura-Studierenden zu-
rückgeht. 

„Wir wollen, dass die Ratsuchenden eine umfassende 
Beratung bekommen“, sagt Vereinsvorsitzender Lasse 
Kieft . diese Aufgabe übernehmen vor allem angehende 
Jurist*innen. derzeit  stehen 15 beratungsteams mit jeweils 
zwei Studierenden zur Verfügung. Dazu kommen 14 erfahrene 
Volljuristen in einem Beirat, die den jungen Kolleg*innen zur Sei-
te stehen, etwa wenn ein Rechtsrat erteilt werden muss. Dieses 
recht steht nur Juristen mit abgeschlossenem examen zu.  

„Wir beraten alle Menschen, die nach der Abgabenordnung 
als bedürft ig gelten“, erklärt Kieft . er steht kurz vor dem Ab-
schluss seines Studiums. Für Studierende und Schüler*innen 
steht das ehrenamtlich erbrachte Beratungsangebot eben-
falls offen. Ausgeschlossen sind Ratsuchende, die eine 
Rechtsschutzversicherung abgeschlossen haben. Das gilt im 
übrigen sowohl für die Beratungs- als auch die Prozessko-
stenhilfe allgemein. 

Bedingung, um die Beratung in Anspruch nehmen zu kön-
nen, ist das Ausfüllen eines Kontaktformulars. Das ist je-

doch nicht über die Homepage 
des Vereins zu bekommen, 

sondern: „Wir sind am besten 
über unsere Partner, die Cari-
tas und das Diakonische Werk, 

zu erreichen, die vermitteln den 
Kontakt“, so Kieft, „neuerdings ar-

beiten wir auch mit dem Bildungsträger GEBA 
zusammen.“  In strafrechtlichen Verfahren kön-
nen die Jurist*innen in spe nicht weiterhelfen, 

weil „wir kein zeugnisverweigerungsrecht hät-
ten.“ Auch kurzfristig reagieren zu können, wie in 

einer Anwaltskanzlei üblich und oft nötig, ist ihnen nicht 
möglich. Rechtsanwälte*innen werden nicht vermittelt, 
dafür ist der Anwaltsverein der richti ge Ansprechpartner.
Egal, welches Beratungsangebot Ratsuchende wahrnehmen, 

Gut beraten vor
 

Recht haben und Recht bekommen sind zwei Paar 

Schuhe – das haben schon viele auf dem soge-

nannten Rechtsweg erfahren müssen. Damit mög-

lichst viele ihr Recht auf diesem Weg bekommen, 

auch wenn sie arm sind oder kaum über finanzi-

elle Reserven verfügen, hat jede*r das Recht auf 

kostenlose  Beratung und unter Umständen auf 

Prozesskostenhilfe, sollte es vor Gericht gehen. 

Wer sein recht juristi sch durchsetzen will oder muss, kann rechtsberatung 
und bei Bedarf Prozesskostenhilfe in Anspruch nehmen

Von Thomas Krämer

Gericht

und stellt zumindest formal damit Rechtsschutzgleichheit 
her. So soll für alle Bürger*innen Rechtsdurchsetzung 
und Rechtsverteidigung gewährleistet sein. Dabei ist zu 

 kann ausschließlich bei  
Fällen im außergerichtlichen Bereich gewährt werden, 

 für die Rechtsver-
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zu erreichen, die vermitteln den 
Kontakt“, so Kieft, „neuerdings ar-

beiten wir auch mit dem Bildungsträger GEBA 
zusammen.“  In strafrechtlichen Verfahren kön-
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sie sollten in jedem Fall auf die Vollständigkeit ihrer Unter-
lagen achten. Ebenso auf die Einhaltung von Fristen, damit 
nehmen es Jurist*innen ganz genau. darauf weist auch Heike 
Kammerer von der rechtsberatung des Jib im Gleis 22 hin. Sie 
hält jeden Montagnachmitt ag eine off ene Sprechstunde für 
jüngere Leute bis 27 ab. Die Beratung, eine Einrichtung des 
Jugendamtes, ist bis auf die Schließzeiten durch Feiertage etc. 
ganzjährig möglich und erstreckt sich auf alle Rechtsgebiete.

„Wir halten das Angebot bewusst niedrigschwellig, um nicht 
unnöti ge Hemmungen aufzubauen“, erklärt die Juristi n. die 
elterliche Begleitung der jungen Ratsuchenden sei durchaus 

erwünscht. rund hundert Fälle kämen im laufe eines Jahres 
zusammen. Auch im Jib werden keine rechtsanwälte*innen 
vermitt elt, zur Schuldnerberatung wird an andere Stellen ver-
wiesen. „Die meisten Beratungsfälle sind außergerichtlich zu 
klären“, weiß Kammerer aus 13-jähriger Erfahrung. 

Amtsgericht, Beratungsstelle oder direkt zu 
anwalt	oder	anwälti	n
Wer doch eine anwaltliche Beratung oder Vertretung 

braucht und nur über ein geringes Einkommen und Vermögen 
verfügt, kann in nordrhein-Westf alen mündlich oder schrift -
lich Rechtsberatung beim Amtsgericht am Wohnsitz bean-
tragen – genau gesagt bei der rechtsantragsstelle für zivil-
sachen. Persönliches Erscheinen ist in jedem Fall notwendig, 
ebenso ein gülti ger Personalausweis oder reisepass. „Wir lei-
sten Hilfestellung beim Ausfüllen des Antrags, allerdings keine 
rechtshilfe“, lautet die Auskunft  beim Amtsgericht Münster in 
der Gerichtsstraße.

Das Gericht kann auch an externe Beratungsstellen verwei-
sen, wenn es das für ausreichend hält. In Münster etwa kämen 
dafür das cuba, Jugendamt oder Wohlfahrtsverbände in Frage.
Wird der Antrag bewilligt, erhält der oder die Antragsteller*in 
einen sogenannten Beratungshilfeschein. Grundlage dafür 
ist das Beratungshilfegesetz. Den Schein kann man dann 
dem*der Anwalt*in seines Vertrauens vorlegen. Anwendbar 

Gut beraten vor
 

Gericht

•	Beratungshilfegesetz: htt p://www.
gesetze-im-internet.de/berathig/index.html

•	Antragsformular für den Beratungshil-

feschein: htt ps://justi z.de/formulare/
zwi_bund/agI1.pdf

•	Bundesministerium	der	Justi	z	und	für	
Verbraucherschutz: Infos und Broschüre 

„Beratungs- und Prozesskostenhilfe“ zum 

Herunterladen; htt ps://www.bmjv.de/
SiteGlobals/Forms/Suche/Publikati onen-
suche_Formular.html

•	Amtsgericht Münster; Gerichtsstraße 2, 

48149 Münster; Postanschrift : Postf ach 
6165, 48136 Münster; tel. (0251) 49 40, Fax 
(0251) 494 25 80, e-Mail: siehe Hinweise auf 
htt p://www.ag-muenster.nrw.de/

•	Law Clinic Münster (Studenti sche 
Rechtsberatung e.V.); Korrespondenz-

adresse: bispinghof 24/25, 48143 Münster; 
internet: htt p://lawclinicmuenster.de/; 
E-Mail: info@lawclinicmuenster.de (Caritas 

und diakonie (siehe unten) vermitt eln 
Rechtsfälle an die Law Clinic weiter.)

•	Jib	(Jugendinformati	ons-	und	Bildungszen-
trum) der Stadt Münster; im Gleis 22, 

Hafenstaße 34, 48153 Münster; tel. (0251) 

492 58 58; e-Mail: jib@stadt-muenster.de; 
rechtsberatung durch Juristi n Heike 
Kammerer immer montags von 15.30 bis 

18.30 uhr
•	cuba; Arbeitslosen- und Sozialberatung; 

Achtermannstraße 10-12, 48143 Münster; 
tel. (0251) 588 56, Fax (0251) 51 85 43; 
E-Mail: sic@muenster.de; Internet: www.

sozialbuero.net; off ene Sprechstunde: do 
9.30 bis 12.30 Uhr und 14 bis 17 Uhr

•	Anwaltsverein Münster; Vereinigung der 

Rechtsanwälte und Notare Münster e.V.; 

bergstraße 10, 48143 Münster; 
tel. (0251) 418 41 24, Fax (0251) 573 84; 
E-Mail: mail@anwaltverein-muenster.de; 

internet: htt ps://www.anwaltsverein-
muenster.de

Schuldnerberatung:

•	Sozialamt Münster; Hafenstraße 8, 48153 
Münster; Tel. (0251) 492 50 36, Fax (0251) 

492 79 55; E-Mail: sozialamt@stadt-

muenster.de; internet: htt ps://
www.stadt-muenster.de/sozialamt/

schuldnerberatung

•	Arbeiterwohlfahrt Münster; Hochstraße 

12, 48151 Münster; tel. (0251) 77 94 25, 
Fax (0251) 77 94 24; E-Mail: e.rehm@

awo-mslre.de; internet: htt ps://www.
awo-msl-re.de; off ene Sprechstunde: 
Mi 9 bis 12 Uhr, Termine nach Vereinbarung

•	Caritasverband für die Stadt Münster e.V.; 

Soziale Schuldner- und Insolvenzberatung, 

Josefstraße 2, 48151 Münster; tel. (0251) 
53 00 93 40, Fax (0251) 53 00 93 11; E-Mail: 

schuldnerberatung@caritas-ms.de; 

internet: www.caritas-ms.de; off ene 
Sprechstunde: Mi 15 bis 18 uhr (einlass bis 
17 Uhr)

•	Diakonisches Werk Münster; Fliednerstra-

ße 15, 48149 Münster; tel. (0251) 8 90 90, 
Fax (0251) 89 09 32; e-Mail: info@
diakonie-muenster.de; Internet: 

www.diakonie-muenster.de

•	Verbraucherzentrale NRW e.V., Beratungs-

stelle Münster; Aegidiistraße 46, 48143 
Münster; tel. (0251) 20 86 53 06, Fax (0251) 
20 86 53 09; internet: htt ps://www.
verbraucherzentrale.nrw/beratungsstellen/

muenster; Öff nungszeiten: Mo und do 9.30 
bis 17 uhr, do 9.30 bis 18 uhr, Fr 9.30 bis 
13 Uhr, Di geschlossen

Hilfreiche Adressen, Rufnummern und Links im Internet

Heike Kammerer von der Rechts-

beratung des JiB im Gleis 22
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ist der Schein auf Angelegenheiten aller Rechtsgebiete. Geht 
es um strafrechtliche Sachverhalte oder um das Ordnungs-
widrigkeitenrecht, wird lediglich Beratung gewährt.

Doch nicht nur Anwälte*innen lassen sich mit dem Be-
ratungsschein zu Rate ziehen, auch Steuerberater*innen, 
Wirtschaft sprüfer*innen und rentenberater*innen können 
Sie damit aufsuchen. Wer eine Rechtsschutzversicherung hat, 
für den besteht kein Anspruch auf Beratungshilfe.

Alternati v kann man auch direkt eine*n rechtsanwalt*in 
einschalten und um Beratungshilfe nachsuchen. Diese*r wür-
de dann den im Auft rag den beratungshilfeschein beim Amts-
gericht beantragen. Auf die dafür fällige Gebühr von 15 Euro 
verzichten manche Anwälte*innen. über den Schein rechnet 
der rechtsanwalt oder die rechtsanwälti n seine erbrachten 
Leistungen mit dem Gericht ab: neben der Beratung auch die 
Vertretung, den Schrift verkehr und die komplett e außerge-
richtliche regelung von Streitf ällen. die Kosten dafür über-
nimmt die Landeskasse.

dazu noch ein Hinweis: es empfi ehlt sich, den beratungshil-
feschein zu beantragen, bevor ein rechtsbeistand beauft ragt 
wird. denn oft mals beantragt der die beratungshilfe nach-
träglich. Lehnt das Amtsgericht dann den Antrag ab, muss 
meistens der*die Antragsteller*in die Anwaltskosten tragen.

Beratungshilfe ist nicht gleich 
Prozesskostenhilfe
Und noch etwas: Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe 

bitt e nicht verwechseln. beratungshilfe wird für die außerge-
richtliche Regelung von rechtlichen Auseinandersetzungen 
erteilt. Ist bereits ein Gerichtsverfahren eingeleitet, ist der 
zug für die beratungshilfe abgefahren. 

Außerdem darf keine Mutwilligkeit vorliegen. Die liegt vor, 
so das Gesetz, „wenn eine Partei, die keine Prozesskostenhilfe 
beansprucht, bei verständiger Würdigung aller Umstände von 
der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung absehen wür-
de, obwohl eine hinreichende Aussicht auf Erfolg besteht“. 
Für ein Verfahren muss also eine gewisse Aussicht auf Erfolg 
bestehen.  

Die Prozesskostenhilfe deckt die Kosten für das Gericht und 
den eigenen Anwalt oder die eigene Anwälti n in einem Ge-
richtsprozess ganz oder in Teilen ab. Wenn das Gericht eine 
(teilweise) Kostenübernahme verfügt hat, kann diese in Raten 
erfolgen (bei der Beratungshilfe nicht!). Geht ein geführter 
Prozess verloren, sind zusätzlich die Kosten des gegnerischen 
Anwalts selbst zu tragen. 

Prozesskosten- und Beratungshilfe können nicht nur Deut-
sche, sondern auch Ausländer in Anspruch nehmen. Selbst 
wenn sie keinen Wohnsitz in Deutschland haben. Daher sind 
sie für gefl üchtete Menschen wichti ge rechtsinstrumente.

Für die Gewährung von beiden Rechtshilfen ist jedoch 
Voraussetzung, dass die Antragsteller*innen nach ihren 
persönlichen und wirtschaft lichen Verhältnissen nicht in der 
Lage sind, die Kosten des Verfahrens selber zu übernehmen. 
entsprechend gelten für beide die Vorschrift en nach § 114 
zivilprozessordnung (zPo). 

zur beurteilung werden in einem komplizierten Verfahren 
Einkommen (auch Kindergeld) und Ausgaben (auch Schul-
den) gegengerechnet, die*der Antragsteller*in gegenüber 
dem Gericht angeben und nachweisen muss. Meistens je-
doch sind die Voraussetzungen für den Bezug von Bera-
tungs- und Prozesskostenhilfe erfüllt, wenn ein Anspruch 
auf Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II oder Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz besteht.

Rechtshilfe am 
Amtsgericht Münster:

1.  Auf Anfrage teilt das Amtsgericht mit, dass in den 
ersten drei Quartalen dieses Jahres 1472 Anträge auf 
Beratungshilfe außerhalb eines anhängigen Gerichts-
verfahrens gestellt wurden. 49 davon wurden zurückge-
wiesen.
Wie viele Antragsteller*innen den Antrag selbst 
gestellt haben oder durch einen Rechtsanwalt ver-
mittelt wurden, geht aus den Angaben nicht hervor.

2. Prozesskostenhilfe wird nur im zusammenhang mit 
einem konkreten Rechtsstreit beim Amtsgericht 
entweder in Familiensachen oder in zivilsachen ge-
währt. 
im Jahr 2018 sind 650 Anträge auf bewilligung 
von Verfahrenskostenhilfe für Fälle des Familien-
rechts gestellt worden, wovon 40 abgelehnt wur-
den. Im zivilrechtlichen Bereich sind 22 von ins-
gesamt 139 Anträgen zurückgewiesen worden.
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 Münsters Arbeitslosentreff  Achtermannstraße

 48143 Münster

SPERRE:	Herr	Kisnat,	alle	reden	vom	Pfl	egenot-
stand. Wie sieht es denn in Münster aus?

Thiemo Kisnat: in den Pfl egeheimen und Krankenhäusern 
unserer Stadt sehen wir gleiche oder ähnliche zustände wie 
im rest des landes. Überall müssen Pfl egekräft e unter mas-
sivem zeitdruck arbeiten, um zumindest einen teil ihrer Ar-
beit zu schaff en. Sowohl in Krankenhäusern als auch in Pfl ege-
heimen unserer Stadt kommt es immer wieder zu vorüberge-
henden Aufnahmestopps. Alte Menschen haben Mühe, einen 
Pfl egedienst zu fi nden, der sie versorgt.

Stati	onäre	Pfl	egeeinrichtungen	in	Münster	nehmen	aus	
Personalmangel zeitweise weniger oder keine neuen 
Pati	enten	auf.	ambulante	Pfl	egedienste	können	das	nicht	
auff	angen,	auch	sie	fi	nden	kein	Personal.	Woran	liegt	das?

ein Grund ist zum einen die geringe bezahlung. zum ande-
ren ist die zeitliche Belastung zu hoch. Wer binnen weniger 
Stunden bis zu zehn teils schwerstpfl egebedürft ige Menschen 
versorgt und sich nebenbei um hauswirtschaftliche Tätig-
keiten sowie administrative Aufgaben kümmern muss, ist 
irgendwann ausgebrannt. in der ambulanten Pfl ege kommt 
zusätzlicher zeitdruck auf die beschäft igten zu. Anfahrt und 
Parkplatzsuche nehmen zusätzlich zeit von der uhr. 

Steht der Kapitalismus einer 
humanen	Pfl	ege	und	guten	
Arbeitsbedingungen im Wege?

Finanzielle Interessen dürfen 
niemals auf Kosten der pflege-
rischen oder medizinischen Ver-
sorgungsqualität gehen.

Leider sehen wir immer wieder, 
dass vor allem private Pflege-
anbieter*innen dicke Gewinne ein-
streichen, das Personal schlecht 
bezahlen und die Schichten zu 
dünn besetzen. Auch die Ver-
weigerungshaltung privater 
Pfl egeheimbetreiber*innen ge-
gen einen allgemeinverbind-
lichen tarifvertrag für die Pfl e-
ge ist scharf zu verurteilen.

Heile Welt oder Notstand in unserer Stadt? Das 
hat die SPERRE das Pflegebündnis Münster ge-
fragt. Um Antworten auf diese und andere Fra-
gen zu erhalten, haben wir mit Thiemo Kisnat 
vom Pflegebündnis gesprochen. In dem Bündnis 
haben sich Pflegekräfte und Menschen mit Pfle-
gebedarf organisiert, um sich auszutauschen 
und gemeinsam ihre Interessen zu vertreten. 

Interview: Jan Große Nobis

Pfl ege  notstand in Münster?
Wie die Versorgung von pfl egebedürft igen Menschen in 
Münster derzeit aus Sicht der Pfl egenden aussieht

„Wer nicht gut auf sich achtet, kann in den Burn-out rutschen“

Der	Job	als	Pfl	eger*in	macht	also	selbst	krank?
Wer nicht gut auf sich achtet, kann in den Burn-out rut-

schen, depressiv werden oder soziale Kontakte nicht mehr 
ausreichend pfl egen. erst vor Kurzem hat die techniker Kran-
kenkasse durch eine Studie belegt, dass Pfl egekräft e immer 
öft er krank werden. dabei sind rückenleiden nur die Spitze 
des Eisberges.

Menschlichkeit statt Gewinnmaximierung – das 
haben Sie als Pflegebündnis am 1. Mai gefordert. 

„Wir möchten eine Entlohnung, die unserer Arbeitsleistung 

gerecht wird“

Und was heißt das konkret? Die Arbeitsbedingungen 
sind schlecht, die Bezahlung liegt am Existenzminimum – 
im nächsten Jahr liegt der Mindestlohn bei gerade einmal 
11,05 Euro. Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat 
im Sommer 14 Euro gefordert. Was wurde daraus? Reicht 
das?

Nein, reicht nicht. In Deutschland gibt es nicht eine einzige 

Pfl egekraft , die sich auf Kosten des*der Arbeitgebers*in die 
Taschen vollstopfen will. Trotzdem möchten wir eine Ent-

lohnung, die unserer Arbeitsleistung gerecht wird. Und die 

liegt nicht bei 14 Euro! Leider werden höhere Löhne in den 

meisten Fällen an Pfl egebedürft ige als höhere Pfl egekosten 
weitergegeben. im rahmen des Pfl egelöhneverbesserungs-
gesetzes möchte Arbeitsminister Hubertus Heil aktuell ei-

nen tarifvertrag für die Pfl ege etablieren, wird aber höchst-
wahrscheinlich am Widerstand des privaten Pfl egesektors 
scheitern. Für diesen Fall soll eine Mindestlohnkommission 

eine lohnuntergrenze für Pfl egeberufe festlegen.1

Es gibt nicht genug junge Menschen in Deutschland, die 
eine	Pfl	egeausbildung	beginnen.	Der	Pfl	egekräft	eman-
gel	ist	immens.	40.000	Stellen	in	der	Pfl	ege	sind	
unbesetzt. Jens Spahn reist dafür in den Kosovo, nach 

Arbeitsbedingungen im Wege?

Finanzielle Interessen dürfen 
niemals auf Kosten der pflege-
rischen oder medizinischen Ver-

Leider sehen wir immer wieder, 
dass vor allem private Pflege-
anbieter*innen dicke Gewinne ein-
streichen, das Personal schlecht 
bezahlen und die Schichten zu 
dünn besetzen. Auch die Ver-
weigerungshaltung privater 
Pfl egeheimbetreiber*innen ge-
gen einen allgemeinverbind-
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fast umsonst - mit dabei! 

... f ast umsonst - mit dabei! richtet sich an Menschen, die aufgrund 

von Erwerbslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit und geringem Einkommen 

Unterstützung suchen. Ob es sich um ein Dach über dem Kopf, günsti ge 
Kleidung, preiswerte Möbel oder eine erschwingliche Mahlzeit handelt, 

hier fi ndet man Tipps zum Überleben in Münster. Informati onen und Adressen sind auch in Sachen 
Ämter, Beratung, Weiterbildung und Hilfe zur Selbsthilfe aufgeführt. Armut in Münster muss nicht ins 
gesellschaft liche Abseits führen. www.münster-fast-umsonst.de

Mexiko. Er will dort geeignetes Personal anwerben. Ist 
das	der	richti	ge	Weg?

Nein. Sicherlich freuen wir uns über jede Hilfe aus dem 
Ausland, auf die wir auch dringend angewiesen sind. Be-
sonders wenn Menschen aus anderen Kulturkreisen krank 
oder pfl egebedürft ig werden, ist es Gold wert, Kolleginnen 
und Kollegen zu haben, die Türkisch, Albanisch, Russisch 
oder Französisch sprechen. Es darf aber nicht sein, dass 
andere länder unseren Pfl egenotstand ausbaden müssen. 
denn auch in Mexiko oder im Kosovo werden Pfl egekräft e 
gebraucht. Auch dort werden Menschen alt und möchten 
gepfl egt werden.

Eine	Reform	der	intensivpfl	ege	ist	bitt	er	nöti	g.	Der	
Gesetzentwurf	zum	Reha-	und	intensivpfl	ege-Stärkungs-
gesetz (RISG) des Ministers Spahn hat aber zur Folge, 
dass	ambulante	Beatmungspati	enten	aus	Gründen	der	
Kostensenkung	demnächst	in	stati	onäre	Pfl	ege	–	ich	sag‘	
mal	–	abgeschoben	werden.	ist	das	der	richti	ge	Weg?

nein, ist er nicht. An der Gesellschaft  teilnehmende Menschen 
können nicht einfach per Erlass ins Heim verlegt werden. Das 
riSG befi ndet sich gerade erst in der beschlussfassung. nach 
heftigen Protesten scheint das Gesundheitsministerium die 
Vorgaben etwas gelockert zu haben. Es bleibt abzuwarten, mit 
welchen inhalten das Gesetz in Kraft  treten wird. Aktuell hat die 
bundestagsfrakti on der Grünen eine Anfrage zum riSG gestellt. 
Es ist noch zu früh, ein vollständiges Bild zu kriegen. Klar ist: 

Das RISG darf in seiner jetzigen Form niemals Realität werden!

Was steht bei Ihnen auf der Wunschliste, um 
die	Pfl	ege,	insbesondere	die	arbeitsbedingungen	
der	Pfl	egekräft	e,	zu	verbessern?

Wenn man die richti gen Gelder in die Hand nehmen würde 
und die Gehälter kräft ig nach oben drückt, kommen automa-
ti sch mehr Kolleginnen und Kollegen in die Pfl ege, so dass sich 
die Arbeitsbelastung besser 
verteilen ließe.

Protest am 1. Mai: Saskia Liese und Jörg Siegert vom 

Pflegebündnis Münster. 
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das Pfl egebündnis Münster ist 
unter htt p://pfl egebuendnis-
muenster.de/ erreichbar.

1 bei redakti onsschluss war noch keine 
Verhandlungsbasis zur Höhe von Min-

destlohn oder Tarifabschlüssen bekannt.
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S
o liege der sogenannte Gini-Koeffizient, das ge-
bräuchlichste Maß für Ungleichheit, Ende 2016 so-
gar noch um zwei Prozent höher als 2005 – dem 
Jahr, das unter Forscher*innen nach einem dras-

tischen Anstieg der Einkommensspreizung seit Ende der 
1990er-Jahre als besonders „ungleich“ gilt. Vergleicht man 
die Kennzahlen aus dem Jahr 2016 mit denen aus dem ende 
der 1990er-Jahre, ist der Gini-Koeffizient sogar um fast 20 
Prozent gestiegen.

Armutsquote weiter auf hohem Niveau
zwei Faktoren haben dem WSi zufolge die materielle 

Die Schere bei den verfügbaren Einkommen hat sich 
in	Deutschland	weiter	geöff	net,	so	das	Wirtschaft	s-	
und	Sozialwissenschaft	 liche	insti	tut	(WSi)	bei	der	
Hans-Böckler-Sti	ft	ung	in	seiner	Studie	„WSi-Vertei-
lungsbericht 2019“. Die Einkommensungleichheit be-
fi	nde	sich	trotz	der	über	Jahre	guten	wirtschaft	 lichen	
Entwicklung auf einem historischen Höchststand.

Arme Haushalte fallen laut Studie ti efer unter die Armutsgrenze
Von Jan Große Nobis

Einkommens-
ungleichheit erreicht 
Höchststand

Die Armutslücke beschreibt den mitt leren Abstand zwischen den durchschnitt -
lich verfügbaren Einkommen armer Haushalte zur Armutsgrenze. 

Grafi k: WSI
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Ungleichheit in den vergangenen 
Jahren vor allem wachsen lassen:
•	 Hohe Einkommensgruppen 

haben von sprudelnden 
Kapital- und Unternehmens-
einkommen profitiert und 
dadurch die große Mehrheit 
der Haushalte in Deutschland 
beim verfügbaren Einkommen 
deutlich hinter sich gelassen.

•	 Gleichzeitig sind die 40 Prozent 
der Haushalte mit den gering-
sten Einkommen zurückgefal-
len – auch gegenüber der Mitte 
der Einkommensskala. Deren 
Einkommen nahm wiederum 
durch die gute Arbeitsmarktla-
ge und spürbare Lohnsteige-
rungen real, also ohne Inflati-
on, solide zu.

Dementsprechend liegt die Armutsquote ebenfalls auf ho-
hem niveau. und die Armutslücke – sie beschreibt das Jah-
reseinkommen, das armen Haushalten rechnerisch fehlt, um 
die Armutsgrenze von 60 Prozent des mittleren einkommens 
zu überschreiten – ist zwischen 2011 und 2016 preisbereini-
gt um 29 Prozent gewachsen: um 779 euro pro Jahr auf mehr 
als 3400 euro (s. Grafik links).

„Die Ränder der Einkommensverteilung  
streben auseinander“
trotz des positiven trends, dass die mittleren einkommen 

nicht mehr so sehr betroffen sind, gehe „die Polarisierung in 
deutschland weiter, so WSi-expertin dr. dorothee Spanna-
gel. „Denn die Ränder der Einkommensverteilung streben 
auseinander: Der Niedriglohnsektor ist weiterhin sehr groß, 
und ärmere Haushalte fallen zurück, während sich reiche wei-
ter absetzen. Und dabei sind Deutschlands Superreiche, also 
Multimillionäre und Milliardäre, die vom langjährigen boom 
bei Aktien und immobilien besonders stark profitiert haben 
dürften, im SoeP1 nur schwach erfasst“.

Spannagel fasst zusammen: „Alles in allem haben wir den 
riskanten Weg zu größerer Ungleichheit immer noch nicht 
verlassen: Ausufernde soziale Spaltungen verstärken den Ver-
teilungskampf, reduzieren soziale und politische teilhabe und 
gefährden das Funktionieren der sozialen Marktwirtschaft.“

Wachstum allein reicht nicht
die entwicklung der vergangenen Jahre mache deutlich, 

dass eine positive gesamtwirtschaftliche entwicklung nicht 
ausreiche, um Ungleichheit und Armut zu reduzieren, re-
sümiert Verteilungsexpertin Spannagel. zumal, wenn poli-
tische Weichenstellungen nachwirkten, welche einen An-
stieg der einkommensungleichheit begünstigt hätten. 

Dazu zählt die Wissenschaftlerin auch die Steuerpoli-
tik der vergangenen zwei Jahrzehnte: Während reiche 
Haushalte von der Senkung des Spitzensteuersatzes, der 
pauschalen Abgeltungssteuer oder der Reform der Erb-
schaftsteuer mit ihren zahlreichen Ausnahmen für Be-
triebsvermögen profitierten, wurden ärmere Haus-
halte durch höhere indirekte Steuern zusätzlich belastet. 

„Wachsende Ungleichheit ist kein Schicksal“, schreibt die 
Wissenschaftlerin deshalb. die Politik habe wirksame Mög-
lichkeiten gegenzusteuern. zu den wichtigsten Ansätzen 
zählt Spannagel:
•	 Eine Reduzierung der Lohnungleichheit durch eine Stär-

kung der Tarifbindung. Ein wichtiger Beitrag, um auch 
im Niedriglohnsektor bessere Arbeitsbedingungen 
durchzusetzen, sei es, die Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen zu vereinfachen.

•	 Parallel empfiehlt die Forscherin eine erhöhung des Min-
destlohns. zudem müsse wirksamer verhindert werden, 
dass Arbeitgeber*innen den Mindestlohn umgehen.

•	 Stärkere Besteuerung von Spitzeneinkommen: Um den 
weiteren Anstieg der Ungleichheit zu bremsen, sei es 
auch wichtig, „die wachsende Konzentration der Ein-
kommen am oberen Ende zu dämpfen“, schreibt Spanna-
gel. dazu sollten sehr hohe erbschaften stärker besteu-
ert und Ausnahmen bei der erbschaftsteuer konsequent 
abgebaut werden. zudem sollte der Spitzensteuersatz 
der Einkommensteuer angehoben werden. Kapitalerträ-
ge müssten wieder in die Einkommenssteuer eingeglie-
dert werden und somit progressiv besteuert werden. 
Auch die Wiederaufnahme der Vermögensteuer sei rele-
vant, argumentiert die Forscherin.

•	 Eine deutliche Anhebung der Regelsätze im Arbeitslo-
sengeld II („Hartz IV“). Diese lägen häufig weit unter 
der Armutsgrenze.

•	 Als wichtige Hilfe zur Selbsthilfe hätten sich unbürokra-
tische soziale Beratungs- und Hilfsangebote erwiesen, 
die ausgebaut werden müssten, um den realen Bedarf 
abdecken zu können. Dazu zählt die Expertin psychoso-
ziale Beratung, etwa bei Schulden oder Sucht, ausrei-
chend Deutschkurse für Migranten, aber auch pass-
genaue Umschulungen oder Weiterbildungen für  
Langzeitarbeitslose.

1  der SoeP ist die Abkürzung eines wissenschaftlichen Studiennames 
und steht für das Sozio-oekonomische Panel. Dahinter verbirgt sich eine 

repräsentative befragung von Privathaushalten in deutschland, die re-

gelmäßig (meist jährlich) wiederholt wird, um Daten zu erheben.

„Ausufernde soziale Spaltungen verstärken den Verteilungskampf...“
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B
alko ist als 15-Jähriger abgehauen nach deutsch-
land. das land, aus dem er kam, hatt e seine leute 
als Fremde betrachtet. Als Kind ging er vier Jahre 
morgens in die Grundschule und nachmittags zur 

Arbeit. Mit zehn Jahren war die Schule für ihn vorbei. Ab jetzt 
musste Balko den ganzen Tag arbeiten, weit weg von der Fa-
milie. Wenn mal nichts zu tun war oder Feiertag, lernte er in 
einer ehrenamtlichen Schule noch ein wenig schreiben, lesen, 
rechnen und religion. Mit 15 Jahren, meinten sie schließlich, 
wäre Balko alt genug, jetzt könne er kämpfen gehen. Seine 
Eltern würden dann schließlich einen sicheren Aufenthalt 
bekommen. Was sollte er tun? Balko wollte nicht in den Krieg. 
So machte er sich auf den Weg durch Wüsten, durchs Gebirge 
und übers Meer, auch mit Hilfe von Schleppern. 

In Deutschland angekommen, bekommt er einen halb-
wegs sicheren Aufenthaltsstatus. Jetzt kann er zu einer ge-
regelten Schule gehen und Deutsch lernen. Mit dem ein-
fachen Hauptschulabschluss beginnt Balko danach die Aus-
bildung zum Sozialassistenten. Es heißt, damit kann man 
schon Arbeit fi nden oder aber eine Ausbildung zum erzieher 
oder Pfleger anschließen, solche Leute würden gebraucht. 
die Prakti ka in Kitas und Altenheim haben ihm gut gefallen, der 
Weg war richti g für ihn. den Abschluss Sozialassistent hat er ge-
schafft   – mit Mühe, aber bei seiner schulischen Vorgeschichte 
schon gut –, nicht aber den Realschulabschluss. Diesen braucht 
er aber für die weitere Ausbildung zum Erzieher. Also sucht er 
nach Alternati ven. inzwischen ist er 19. 

Der Beruf als Sozialassistent 
führt ohne höheren Schulabschluss 
in die Sackgasse

Für seinen Lebensunterhalt muss er nun zum 
Jobcenter gehen. im Jobcenter sagt man ihm, er 
solle sich eine Arbeit suchen. Unterstützung bei 
der Stellensuche bekommt er nicht, nur mehr 
oder weniger gut gemeinte Anstöße, dass er 
schon Arbeit fi nden werde. balko merkt schnell: 
Die vermeintlich guten Aussichten für Sozialas-
sistenten sind nicht so rosig. Es werden doch 
nicht so viele Stellen angeboten, höchstens für 
Pfl eger oder erzieher. bei seinen Kontakten zu 
den möglichen Arbeitgebern werden aus den 
off enen Stellen jeweils nur Arbeitsangebote in 
Teilzeit, Minijobs oder im Freiwilligendienst, die 
allesamt seine Existenz nicht sichern können. 
Trotzdem fragt er nach, aber jedesmal heißt es: 
Nein, die Stelle ist schon weg. Balko merkt, als 
Sozialassistent wird er nicht gebraucht. Bevor 
der Jobcoach vom Jobcenter in urlaub fährt, 
sagt er zu Balko: Und wenn ich wieder da bin, 
dann haben Sie eine Stelle!

Balko bewirbt sich überall; Hauptsache Arbeit, 
denkt er. Dann verdiene ich mir jedenfalls mei-
nen Lebensunterhalt selber. Auf seine Bewer-
bungen für Helferjobs kriegt er oft nicht mal 
eine rückmeldung; manchmal doch, dann oft  
aus der Gastronomie. 

Ein Café in der Stadt wirbt vor der Tür um 
Personal für Küche, Theke, Service. Balko geht 

	Balko	Klatt	mor	sucht
  

Wenn junge Menschen aus ihrer alten Heimat fl iehen 
und in ihrer neuen nicht ankommen

Von Arnold Voskamp

gute Arbeit
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rein und fragt nach einem Job. er soll insbesondere jedes 
Wochenende arbeiten, da sei Bedarf, heißt es. Er fragt, zu 
welchen Uhrzeiten die Wochenenddienste sein werden, 
und was er in der Stunde verdient. Da sagt die Filialleiterin: 
Ich höre schon, du willst gar nicht arbeiten, dann wollen wir 
dich auch nicht.

Viele Jobangebote, viele Hindernisse 
und keine Anstellung
Eine Anzeige bietet eine Helferstelle im Lager bei Agravis 

für 11,30 Euro Stundenlohn und gute Sozialleistungen an. 
bei bedarf solle es eine einführende Qualifi zierung mit Stap-
lerschein geben. Balko ruft an. Die Telefonnummer führt 
ihn jedoch nicht zu Agravis, sondern zu einem Leiharbeits-
unternehmen. Der Personaldisponent sagt: Nein, die Stelle 
bei Agravis gibt es nicht. Er kann woanders arbeiten, auch 
als Helfer, und da würde er 9,80 euro Stundenlohn erhalten. 
balko kann dort jedoch nicht rechtzeiti g hinkommen – um die 
zeit fährt kein bus, und er hat kein Auto, kein Führerschein. 
Also wieder nichts. 

Ein weiteres Café lädt Balko ein, zur Probe zu arbeiten. 
Der Chef ist meist weit weg. Das Betriebsklima ist schwierig, 
mit den Kolleginnen kommt es 
gleich zu Problemen. Jede ver-
sucht ihn einzuspannen für ihre 
eigenen Aufgaben. Er kann sich 
nicht zweiteilen, kann nicht 
allen gleichzeiti g gerecht wer-
den. Daraus entstehen sofort 
Konfl ikte mit den Kolleginnen, 
und der Chef ist nicht da, mit 
der Folge, dass Balko gleich 
wieder gehen kann. 

ein paar tage später ruft  der 
Mann von der Leiharbeit wie-
der an, jetzt könnte er ihn bei 
Agravis einsetzen, ob er sofort 
kommen könne, fragt er Balko. 
Der freut sich und fährt hin. 
Er kann tatsächlich direkt an-
fangen. Balko guckt und sieht 
Stapler schwer beladene Palet-
ten in zehn Meter hohe Regale 
packen. Die Stapler schwan-
ken, ihm wird schwindelig. Das 
kann er nicht, das ist ihm zu 
gefährlich. So was hat er nie ge-
macht, einen Staplerschein hat 
er nicht. Von einer vorherigen 
Schulung wird nicht mehr ge-
sprochen. Balko lehnt ab.

Er bewirbt sich bei einem 
Krankenhaus, für den Service 
in der Cafeteria. Das Vorstel-
lungsgespräch war gut, es 
gab sogar noch weitere Job-
möglichkeiten im Hause. Das 
Krankenhaus sagt: Wir melden 
uns. Wenn nicht, dann wird es 
nichts. Bisher hat es sich nicht 
gemeldet.

eine stylische imbisskett e sucht eine Küchenhilfe. im bewer-
bungsgespräch fragt die Filialleitung, off enbar selbst einge-
wandert: Wie lange bist du schon in deutschland? Vier Jahre, 
sagt Balko. Darauf die Antwort: Nein, es sollten mindestens 
fünf Jahre sein. balko denkt: und nächstes Jahr wollen sie, 
dass ich schon sechs Jahre hier bin. 

Eine Pizzeria sucht einen Küchenhelfer in Vollzeit. Balko 
fragt nach. Sie sagen, sie nehmen nur Studenten. Er erfährt, 
dass Studenten die Betriebe weniger Sozialversicherungsbei-
träge kosten – also wird es wieder nichts, aber Balko fragt 
sich: Wann oder wie studieren die Studenten, wenn sie in 
Vollzeit arbeiten?

Ein Café lädt ihn zum Vorstellungsgespräch. Das Angebot 
passt, er arbeitet zur Probe und das passt auch. Nur als er an-
fangen soll am nächsten Montag, da wiederholt er, was er im 
Vorstellungsgespräch schon gesagt hatt e: An dem besagten 
Montag muss er zu seiner botschaft , er muss den Pass verlän-
gern für seinen Aufenthalt. Den Termin konnte er nicht frei 
wählen. Jetzt lässt das Café ihn warten: er hat keine Absage, 
aber auch keinen Termin für einen Arbeitsbeginn bekommen.

Aber Balko hat weitere Bewerbungen laufen, er schaut, wo 
er sich wieder vorstellen kann. 

gute eit
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Alle sozialen Errungenschaften wurden ein-
mal erkämpft. Ein gutes Beispiel hierfür ist das 
Sozialticket der Stadt Münter: der Münster-
Pass. Hier nun die holprige Geschichte in vie-
len Akten, die am Ende doch noch gut ausging 
und zum städtischen Sozial-Pass führte.

A
us heuti ger Sicht mag es verwundern, dass es be-
reits vor 35 Jahren öff entliche Akti onen gab, die die 
Einführung eines Sozial-Passes für Münster zum 
inhalt hatt en. und dies ziemlich schrill und laut: 

Menschen mit schwarz angemalten Gesichtern stürmten die 
Stadtbusse: „Wir zahlen nicht, wir wollen das ermäßigte Ti-
cket!“, hieß die Parole, die manchen erschrockenen Bürgern 
entgegenschallte. und vor dem öff entlichen Freibad kam es 
zu spontanen Bade-Happenings. Die Mensa im Stadthaus 1 
(heute die erst jüngst eröff nete Gastronomie „1648“) wurde 
als Verpfl egungsort auserkoren, denn nicht nur der bürger-
meister, auch Arbeitslose sollten Anspruch auf ermäßigtes 
Essen haben. 

Hinter diesen Akti onen stand der Arbeitskreis Münster-Pass, 
im Wesentlichen ein loser zusammenschluss damaliger Ar-
beitsloseninitiativen. das ziel der Aktiven war es, auf die 
fi nanzielle Misere von Arbeitslosen und ihren Familien auf-
merksam und Sti mmung für einen Sozial-Pass zu machen. 

einen ersten politi schen Widerhall fand das Anliegen 1985. 
die seinerzeit oppositi onelle SPd stellte zusammen mit den 
Grünen einen Antrag auf Einführung eines Münster-Passes. 
dieser wurde aber mit den Sti mmen der Mehrheitsfrakti onen 
(CDU und FDP) abgelehnt. Unter anderem mit dem Argument, 
dass dann ja auch die arbeitslose zahnarztgatti  n einen An-
spruch auf den Pass hätt e, was es doch zu verhindern gälte.

damit gaben sich die Arbeitsloseniniti ati ven natürlich nicht 
zufrieden.

Sie brachten kurzerhand einen eigenen „vorläufi gen“ Mün-
ster-Pass in Rot heraus und warben bei privaten Anbietern 
um unterstützung. die Vergünsti gungen, die es mit diesem 
Ausweis gab, konnten sich sehen lassen: Ermäßigungen bei 
den münsterschen Kinos, in zahllosen Sportvereinen, bei 
diversen Veranstaltern (Kreati v-Haus, Sobi etc.) und viele 
andere mehr. 

Ermäßigte Theaterkarten waren zunächst 
ein Flop
Was aber immer fehlte, waren Vergünsti gungen im öff ent-

lichen Nahverkehr oder überhaupt durch die Stadt Münster. 
Jedenfalls bis zum Jahr 1993. damals kam es im Sozialaus-
schuss des Stadtrats plötzlich zu einer politi schen Mehrheit 
für einen ermäßigten eintritt  ins Stadtt heater Münster.

zeitzeug*innen berichteten, dass einige Politiker*innen 
in der entscheidenden Sitzung nicht an ihrem Platz waren. 
Dieses Missgeschick wurde dann aber später durch die 
Ratsmehrheit in der Durchführungsanweisung wieder aus-
gebügelt. 

Und das ging so: Der oder die Arbeitslose, die eine be-
stimmte Theateraufführung besuchen wollte, musste dies 
zunächst bei der Christlichen Theatergemeinde CTG kund-
tun, um an die gewünschte Eintrittskarte zu kommen. Als-
bald – zumindest am nächsten Tag – machte sich die CTG 
auf den Weg, um das Ticket zu besorgen. Später konnten 
dann die Theaterfreund*innen ihr Ticket bei der CTG abho-

Eine kleine Geschichte über den Münster-Pass

Von Norbert Att ermeyer

Ohne den roten 
					gibt‘s	keinen blauen

Mit dem Münster-Pass gibt es Ermäßigungen in vielen Sportvereinen, 

Bildungswerken, Theatern, Kinos, im Zoo uvm.
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len. Dann zum ermäßigten Preis – allerdings 
nur, wenn es noch Karten gab. Der Erfolg die-
ses Verfahrens war „bahnbrechend“: Es gab in 
einem Jahr nicht einen Antrag auf ein ermäßi-
gtes Theaterticket! Die SPERRE hatte sich den Spaß erlaubt 
und eine Sonderausgabe dazu herausgebracht mit dem 
Spiel: „Wie komme ich an meine Theaterkarte?“. 

Was 1993 noch nicht ging, das ging dann 1994. Münster 
erhielt zum ersten und bisher einzigen Mal eine Oberbür-
germeisterin, Marion Tüns von der SPD. Bei den Kommunal-
wahlen gab es eine rot-grüne Mehrheit. Und der Münster-
Pass (der blaue) wurde – allerdings mit fünfj ähriger Verspä-
tung – 1998 eingeführt.

Erst	rein	in	die	Kartoff	eln,	dann	wieder	
raus	aus	den	Kartoff	eln
die Freude der betroff enen währte aber nur relati v kurz, 

denn bei der Kommunalwahl 1999 änderten sich wieder die 
politischen Mehrheiten und der Münster-Pass wurde Ende 
2001 abgeschafft. Dafür wurde ab 2002 seitens der Stadt 
die Münster-Card (Familienpass) eingeführt. Bis auch die-
ses Projekt 2007 beerdigt wurde.

Erst mit der Kommunalwahl 2009 kam wieder Bewegung 
bei dem Thema Münster-Pass. Die sogenannte „Six-Pack-
Koalition“ wurde aus der Taufe gehoben: SPD, Grüne, Linke, 
Piraten, UWG und ÖDP bildeten ein Bündnis mit gemein-
samer Mehrheit. Und diese Mehrheit führte den Münster-

Pass 2010 wieder ein. Heute ist er über Parteigrenzen hin-
weg unumstritt en. 

unabhängig hiervon hat der „vorläufi ge“ (rote) Münster-
Pass immer seine Gültigkeit behalten. Und wurde in der 
gesamten zeit gut nachgefragt. Am ende war es auch dieses 
hartnäckige Beharren auf sozialer Teilhabe für alle, das zu 
diesem Erfolg führte. Der Einsatz für den roten (vorläu-
fi gen) Münster-Pass hat den blauen erst möglich gemacht. 
es ist nun einmal so: Alle sozialen errungenschaft en sind 
erkämpft  worden, können aber wieder verschwinden. diese 
Erkenntnis scheint heute nicht mehr ganz selbstverständlich 
zu sein. zu häufi g wurde in den vorangegangenen Jahren 
das „Uns geht es doch gut“ über jede Diskussion gestellt, 
die nach sozialer Gerechti gkeit fragte. „unser“ Vermögen 
wächst doch kontinuierlich und „Wir“ verdienen immer 
mehr. 

Von dem Vermögenszuwachs profi ti ert jedoch nur ein teil 
der bevölkerung. Gemessen an der heuti gen sozialen Wirk-
lichkeit müsste der Kampf für ein besseres Leben aller aber 
jetzt erst richti g losgehen. die Kinderarmut wächst genauso 
wie die Armut im Alter. Und die Schere zwischen Arm und 
reich geht scheinbar unaufh altsam weiter auseinander. eine 
gute Gelegenheit, akti v zu werden.

           Alle sozialen Errungenschaft en sind erkämpft  
worden, können aber wieder verschwinden
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 F
ast eintausend Menschen sind seit Anfang des Jahres im 
Mitt elmeer ertrunken. traurig aber wahr: Gefl üchtete wer-
den von der EU als Bedrohung betrachtet und entsprechend 

behandelt. Gegen sie wird eine tödliche Grenze aufgebaut. Vor 
diesem Hintergrund ist die Erklärung Münsters zum „Sicheren 
Hafen“ ein kleiner Schritt . doch ein wichti ger weiterer Schritt  
ist es, wenn man daraus die richti gen Konsequenzen zieht.

Was	ist	die	politi	sche	Bedeutung	eines	
„Sicheren Hafens“?
Es geht zunächst um die konkrete Unterstützung der Arbeit 

der Seenotrett er*innen. Seenotrett ung ist dabei nicht nur 
eine humanitäre gebotene Maßnahme, sondern hat eine 
große politische Bedeutung:  Sie versucht zu verhindern, 

dass die tatsächliche Außengrenze Europas ihre 
tödlichen Konsequenzen entf altet und ermög-

licht es Menschen – deren Bewegung eine 
lebendige Kriti k am europäischen Grenzre-
gime ist – zu überleben. Genau zur Unter-
stützung der Seenotrett ung und zur Kriti k 

des gegebenen Grenzregimes ist das Kon-
zept des „Sicheren Hafens“ entstanden. Damit 

wirkt ein „Sicherer Hafen, weniger auf kommunalpoliti scher 
als auf Bundes- und EU-Ebene. Aber die Kommunen machen 
damit Druck von unten auf eben diese höheren Ebenen. Und 
damit wirkt die Kriti k an dem Sterben an den Außengrenzen 
europas, die immer weiter weg ins Mitt elmeer oder die Sub-
sahara ausgelagert werden, ins Inland zurück. 

Wie ist es dazu gekommen, dass Münster zum 
„Sicheren Hafen“ wurde?
Weil wir als „Seebrücke“, unterstützt von vielen Menschen 

Die Initiative „Seebrücke Münster“ hat lange um 
eine Erklärung des Stadtrats gekämpft: Münster 
solle ein „Sicherer Hafen“ werden. zwei Mal hatte 
der Stadtrat abgelehnt. Im dritten Anlauf wurde 
Münster zu einem „Sicheren Hafen“ erklärt. zuvor 
hatte die Initiative Unterschriften gesammelt, um 
einen Bürgerentscheid anzustrengen. Erst danach 
knickte die Ratshausmehrheit ein. Münster wur-
de im Oktober zum „Sicheren Hafen“ erklärt. 
In einem Gastbeitrag schreibt die Gruppe, warum 
sie die Initiative ergriffen hat, wieso sie so hartnä-
ckig war und was es für die Stadt bedeuten soll.

Münster ist ein 
       „Sicherer Hafen“
die Voraussetzung dafür ist, dass die Stadt auf bundes- und europaebene akti v wird

und initi ati ven in der Stadt, nicht losgelassen haben. im okto-
ber 2018 wurden von SPd und linkspartei Anträge in unserem 
Sinne in den Rat eingebracht. Die Ratsmehrheit von CDU und 
Grünen reichte einen Gegenantrag ein, in dem zwar die be-
reits bestehende Aufnahmebereitschaft  Münsters beteuert 
und ein prinzipielles lob für die Seenotrett ung ausgesprochen 
wurde. Münster war aber damit kein „Sicherer Hafen“. Essen-
ti elle Forderungen fehlten in dem Gegenantrag.

In einem erneuten Dialog schien es zunächst, doch zu einer 
lösung im gegenseiti gen einvernehmen kommen zu können. 
Doch dem war nicht so. Deshalb gingen wir  zum Sammeln von 
unterschrift en für ein bürger*innenbegehren über.

Erfreulicherweise hat danach ein Umdenken seitens der 
ratsmehrheit statt gefunden: die Ablehnung des „Sicheren 
Hafens“ war nicht länger begründbar, die unsinnigen Kompro-
missversuche wurden demaskiert.

Der Stadtrat hat nun letztlich am 9. Oktober 2019 mit gro-
ßer Mehrheit beschlossen: Münster ist ein „Sicherer Hafen“! 
Das Bürger*innenbegehren weiterzuverfolgen erübrigte sich 
damit.

Gegen	die	Einfl	ussnahme	der	Rechten	wirken
Tatsächlich hat sich unsere Arbeit als „Seebrücke“ für den 

„Sicheren Hafen“ auch vor dem Hintergrund des sogenann-
ten „rechtsrucks“ abgespielt. der damit verbundene öff ent-
liche Druck wird eben nicht nur von der AfD direkt ausgeübt, 
sondern geht ebenso schleichend in den anderen Parteien 
voran, sofern sie sich von der AfD unter Druck setzen lassen. 
Genau das war der Fall in der debatt e um den „Sicheren 
Hafen“: Gerade das zögern der Mehrheitsfrakti onen hätt e 
ironischerweise die Frage zu einer Steilvorlage für die AfD 
machen können. Man weiß: Es ist genau die Angst vor den 
Rechten, die diesen mehr Macht einräumt, als sie tatsäch-
lich haben. Man muss dagegen anarbeiten – das galt auch 
für uns als „Seebrücke“.

Kein „Sicherer Hafen“ ohne Kampf gegen 
Abschiebungen
Was bleibt nun zu tun? Noch alles. Der „Sichere Hafen“ ist 

kein ferti ges Konzept, es verlangt vielmehr, dass die Stadt 
akti v wird auf bundes- und europaebene. und der „Sichere 
Hafen“ ist kein selbstständiges Konzept: Ein „Sicherer Hafen“ 
aus dem – wie es in Münster der Fall ist – wöchentlich abge-
schoben wird, ist sinnfrei. Es bleibt dabei: „Sicherer Hafen? 
Selber machen!“

Weitere Infos im Internet unter 

htt ps://seebrueckemuenster.wordpress.com

G A S T B E I T R A G
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Termine:
Demo: 
Solidarity	from	Sea	to	City	
07.12.2019 von 12– 14 Uhr 
Stubengasse, 48143 
Münster, Deutschland

Plenum: 
12.12.2019 (auch 
26.12.2019 und 09.01.2020) 
von 18– 19.30 Uhr 
dKGz Wolbecker Str. 1 
(1. OG). 
Alle Interessierten sind 
jederzeit herzlich willkom-
men teilzunehmen 

Vortrag: 
H. Abucar – Rassismus im 
Recht.	Die	Konstrukti	on	
eines Anderen 
22.01.2020 von 19–21 Uhr 
Hörsaal H3 Universität 
Münster. 
Vortrag aus der Reihe 
„GrenzKriti k. Perspekti ven 
auf Abschott ung, repressi-
on und Ausschluss“

Fotos: Jan Große Nobis
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Kultur in Münster  in Münster in Münster
 eintritt  frei

Alles umsonst, 
aber nicht vergebens

Kulturtermine Winter 2019 / 2020

Musik
•	 Black Box, Achtermannstraße 12, 

48143 Münster;

Afrosession – Refugees Welcome im Cuba 
Nova 12.12., 20 Uhr, 

iMPRO-treff	  treff  für improvisati onsmusiker, 
Infos unter Tel. (0151) 20 01 70 02, 
05.12., 20 Uhr

ElektroFlux Session, eine off ene bühne für 
jedefrau und jedermann mit elektrischen 
Instrumenten, Anmeldung zur Session und 
Infos unter: 0151 2001 7002
23.01. / 26.03 / 28.05.2020, 20 uhr

•	 Hot Jazz Club, Hafenweg 26b, 48155 Münster

04.12., 20 Uhr  Holly’s	Cat	Hollywood	
Christmas Songs

08.12., 15 uhr  aft	er	Church	Club: 
ulli Stemmeler band, Jazz

09.12., 21 Uhr  Monday	Night	Session: 
Stefan Schneider & Friends, Groove & 
Modern Jazz
10.12., 20 Uhr  Die zwillinge Jazzuniversität, 
Swing, Blues & Dixieland

15.12., 15 Uhr  aft	er	Church	Club: 
Matt  Walsh blues & boogie trio, Jazz, 
Blues & Boogie

15.12., 20 Uhr  Das Jazzgebläse, Big Band 
Jazz
16.12., 21 Uhr  Monday	Night	Session: 
Manfred Wex & band, Jazz
18.12., 20 uhr  Open Stage: Singer/
Songwriter

22.12. 15 Uhr  aft	er	Church	Club: Smokey 
Music mit ronald lechtenberg, Jazz, blues 
und Pop

23.12., 21 Uhr  Monday	Night	Session: 
Phil Seeboth & Friends, Blues & Rock

29.12., 15 Uhr  aft	er	Church	Club: 
duo M , Jazz
07.01. / 04.02. / 03.03.2020, 20 Uhr  
Die zwillinge Jazzuniversität, Swing, 
Blues & Dixieland

weitere Termine in 2020 unter: 
htt ps://www.hotjazzclub.de/programm/

•	 Musikschule Münster, Himmel-
reichallee 50, 48149 Münster

20.12., 18.30 uhr  Kleines Vorspiel, Bühne 
frei! Schüler*innen erproben das öff entliche 
Musizieren

2 1.12., 15 Uhr  Saitenspiele, Schüler*  -
innen spielen Werke für Gitarre, Laute, 
Harfe

2 1.12., 16.48 uhr   Adventsmusik vom 
Sentenzbogen mit 100 Bläsern, Prinzipal-
markt, Balkon des Stadtweinhauses

Veranstaltungen 2020 derzeit noch nicht 
verfügbar; 
weitere infos: htt ps://www.stadt-muenster.
de/musikschule/startseite.html

•	 Musikhochschule Münster, 
Ludgeriplatz 1, 48151 Münster

06.12., 16 Uhr aft	er	Work	Concert, Foyer 
der Musikhochschule

06.12., 19.30 Uhr Blowin‘	winds, Konzert 
der Holzbläserklassen, Konzertsaal

09.12., 19.30 Uhr   Flötenabend, 
Konzertsaal

11.12., 19.30 Uhr  Cellissimo, Konzertsaal

12.12., 19.30 Uhr   Alumni-Konzert 
„Wir Schwestern zwei, wir schönen…“, 
lieder und duett e, Konzertsaal
16.12., 19.30 Uhr   AKKOlade II, Akkordeon 
im Konzert, Konzertsaal

18.12., 12 uhr Lunchkonzert, junge Talente 
am Violoncello, Konzertsaal

18.12., 19.30 uhr   Alumni-Konzert Münster 
Family of Percussion II, Konzertsaal

19.12., 19.30 Uhr   Klavierabend, Konzertsaal

Dies ist nur eine kleine Auswahl an 
Konzerten. Weitere kostenlose Veranstal-
tungen der Musikhochschule (auch in 2020) 
fi nden Sie im internet. 

•	 Regelmäßig: Irish Folk Session 
erster Sonntag im Monat, 19 Uhr, 
Frauenstraße 24; eintritt  frei

Tanz
Hot Jazz Club, Hafenweg 26b, 48155 
Münster, 11.12., 21 uhr  lati n & Salsa Party 
mit dF Juan Pa, lati n & Salsa
Heaven, am Hawerkamp 29 A, 48155 
Münster – Blow, jeden Freitag ab 23 Uhr

Museen und Ausstellungen
•	 LWL-Museum für Kunst und Kul-

tur, domplatz 10, 48143 Münster

Veranstaltungskalender 

der Stadt Münster 

Dezember 2019 bis August 2020

Bis 23.12.  Weihnachtsmärkte in der 
 Innenstadt

08.12.  16.30 uhr  Großes Adventssingen auf 
dem Prinzipalmarkt

•	 Februar

24.02.  Rosenmontagszug

•	 März

14.03. bis 22.03.  Frühjahrssend

•	 Mai

02.05.   Hansemahl, kostenlose Führungen auf 
den Spuren der Hanse

16.05.  Flohmarkt auf der Promenade

•	 Juni

06.06.  „4tel-Fest“ in Mauritz-West

12.06. bis 14.06.   Hafenfest

27.06.  bis 28.06.  Aaseerenaden

•	 Juli

16.07.  bis 20.07.  Sommersend

•	 August

14.08. bis 16.08.   Münster	Mitt	endrin
15.08.  Flohmarkt auf der Promenade

21.08. bis 23.08.  Montgolfi	ade

Die Black Box im Cuba – Foto: Peter Andres
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Langer Freitag, jeder zweite 
Freitag im Monat, 18-24 uhr
Ausstellung: Salonfähig! 106 
Werke aus dem Museumsde-
pot: 08.03.2019 bis 05.01.2020
Ausstellung: Turner, Horror und 
Delight, 08.11.2019 bis 
26.01.2020

Ausstellung: (The) PUBLIC 
MATTERS. debatten und 
Dokumente aus dem Skulptur-
Projekte-Archiv. 29.11.2019 bis 
15.11.2020

•	 Naturkundemuseum / 
Planetarium, Sentruper 
Straße 285, 48161 Münster

Dinosaurier – Die Urzeit lebt! 
Dauerausstellung 
24.12., 9-18 uhr, der besuch der 
Ausstellungen ist frei

07.12., 13-18 uhr, 2. naturkund-
liches Ehrenamtsforum

•	 Stadtmuseum Münster, 
Salzstraße 28, 48143 Münster

Gemeinsam für die Kunst – die 
Anfänge der Freien Künstlerge-
meinschaft Schanze, 12.11.2019 
bis 19.04.2020

Münster auf alten Postkarten – 
vom Domplatz zum Prinzipal-
markt, bis 19.04.2020

Krippenausstellung – Neapoli-
tanische Krippe und ein Elefant 
des bildhauers Mazzotti, bis 
12.01.2020

Leezen
•	 Fahrradversteigerungen in  

der	Fundfahrradstation 
Industrieweg 75,  
48155 Münster 
Beginn ist um 9 Uhr;  
versteigert werden zunächst 
allgemeine Fundsachen, an-
schließend die Fahrräder, 
nächste Termine: 13.12.2019 
und 27.03.2020

Verschiedenes
•	 Stadtbücherei, Alter Stein-

weg 11, 48143 Münster

Virtual	Reality	erleben;  
(12 bis 99 Jahre) ohne 
Anmeldung, dienstags  
15-17 Uhr,

Weitere Veranstaltungen für 
Erwachsene, Kinder und 
Jugendliche: 
infos: https://www.stadt-mu-
enster.de/buecherei/startseite.
html

•	 Bürgerhaus Bennohaus, 
bennostraße 5, 48155 Münster 

13.12., 19.30 Uhr  Kultur am 
Kanal – Münster greift zu den 
Sternen; Gesang, Tanz,  
Theater und Comedy 

02.-04.01.2020, 17.00  
Vernissage: Werner Krause; 
„Vielfalt	statt	Einfalt“	lautet 
das Motto dieser Ausstellung 

Vor 50 Jahren – Münster 1970, 

bis 27.11.2020

•	 Museum für Lackkunst, 

Windthorststraße 26, 

48143 Münster

Lackkunst-Sammlungen aus 

China, Japan, Europa und dem 

Islam

Ausstellung: Männer machen 

Mode, 07.11.2019 bis 

02.02.2020  

Freier eintritt für Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren

dienstags (freier eintritt) von 
12-20 Uhr 

Sonntags um 15 Uhr kostenlose 

Führung durch die Sammlung

•	 Specops, Von-Vincke-Straße 5, 
48143 Münster

„Glutamat“ – Improtheater, 
dritter donnerstag im Monat, 
20 Uhr

•	 Biologische	Station	Riesel-
felder Münster e.V., Coer-
mühle 181, 48157 Münster

Öffentliche Führung: 07.12., 
13-15 Uhr 
Weitere Führungen in den 
Rieselfeldern in 2020 und 
Termine zu speziellen Themen 
(nicht kostenfrei) auf  
Nachfrage. Infos: Tel. (0251)  
16 17 60 oder http://wp.
biostation-muenster.org/ 
veranstaltungen

Langer Freitag im  

LWL-Museum für Kunst 
und Kultur

Foto: Peter Andres
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E
ingeladen hatt e ein bündnis aus Jugendorganisati onen der 
demokrati schen Parteien, der Akti on Sühnezeichen, dem 
Jungen Forum der deutsch-israelischen Gesellschaft  (diG) 
und der anti faschisti schen Gruppe „eklat“.

„Bisher war die Frage, ob man Deutschland 
verlassen	solle,	wieder	weit	entf	ernt“
zunächst stehen die zur Gedenkveranstaltung gekommenen 

über 300 Menschen andächti g in der dunkelheit des Abends zu-
sammen. Es ist sehr ruhig.

Als erstes hielt Dana, Doktorandin an der Uni Münster und 
Leiterin der jüdischen Hochschulgruppe „Hillel Hub Münster“, 
eine sehr persönliche rede über ihre Gedanken als Jüdin 
nach dem Anschlag: „Die Nachricht aus Halle hat mich zu-
ti efst schockiert. bisher war die Frage, ob man deutschland 
verlassen solle, wieder weit entf ernt. Aber seit gestern ist sie 
aktuell, ich setze mich intensiv damit auseinander. Es ist ein 
Dilemma, denn ich bin deutsch! Meine persönliche Wahl war 
es, deutsch zu werden, weil ich dieses Land, die Menschen 
(und das Bier) liebe.“

Sie fragt weiter: „Müssen wir unsere Kinder so erziehen, sich 
zu verstecken? ihre jüdische identi tät zu verheimlichen? ist 
das wirklich das, was wir (als Gesellschaft ) möchten? ich weiß 
noch nicht, für was ich mich entscheide“. Und sie macht ihre 
entscheidung von der kommenden Politi k abhängig:

„Wir	sind	alle	betroff	en“
„Bleibt es bei den üblichen Lippenbekenntnissen? Wird 

bald gehandelt? Wird endlich gegen antisemitische und 
rassisti sche bewegungen vorgegangen?“ Aber sie sagt auch – 
und das macht Hoff nung:…

dies ist der erste teil eines Arti kels, der auf sperre-online als reakti on auf den Anschlag 
von Halle erschien. den gesamten beitrag lesen Sie unter htt ps://www.sperre-online.de/
gedenken-am-rathaus-in-gedanken-bei-den-opfern-von-halle/?hilite=%27Halle%27.

Große Anteilnahme an Gedenkveranstaltung an Münsters Rathaus 
nach dem Anschlag vom 9. Oktober in Halle

Von Jan Große Nobis

Mit großer Bestürzung haben Münsteranerinnen und 

Münsteraner	den	faschisti	schen	anschlag	am	9.	Ok-
tober 2019 in Halle aufgenommen. Sie versammelten 

sich einen Tag nach dem Verbrechen abends zu einer 

Gedenkveranstaltung am historischen Rathaus. 

In Gedanken bei den Opfern

www.nachdenkseiten.de

„Ihre Logik hat gewonnen: die Logik, wonach Juden 

im normalen Alltag die Kippa verstecken, unter 

Polizeischutz und hinter Zäunen leben sollen. Diese 

Logik werden wir nicht allein dadurch durchbrechen, 

dass wir höhere Zäune, stärkere Türen und bessere 

Verstecke erhalten. Wir durchbrechen sie ausschließ-
lich dann, wenn wir Verhältnisse schaff en, in denen 
dieser Schutz nicht mehr nöti g ist.“ 

aus: htt ps://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_86604894/
terror-in-halle-die-politi k-hat-die-alarmzeichen-zu-lange-ignoriert.html
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Anlässlich des durch einen rechtsradikalen Täter 

begangenen Att entats in Halle veröff entlichen wir zur 
Mahnung den Schwur der Gefangenen des Konzentrati onslagers 
Buchenwald, kurz nach ihrer Befreiung im April 1945:
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  erhört
Langzeitarbeitslose wählten An-

fang September bei den Landtagswahlen in 

Sachsen zu 41 Prozent und im Bundesland 

Brandenburg zu 43 Prozent die AfD. Gemes-

sen am allgemeinen Wahlverhalten ist dies 

ein weit überdurchschnitt liches Wahlergeb-
nis gewesen. Dafür muss es nachvollziehbare 

Gründe geben. Eine umfangreiche Studie 

wollte Ursachen ergründen, erarbeitet wur-

de diese von dem Evangelischen Fachver-

band für Arbeit und soziale integrati on und 
von der Diakonie in Bayern.

zurzeit gibt es offi  ziell 740.000 langzeitar-
beitslose in Deutschland. Da mag es wenig 

repräsentati v sein, wenn lediglich 70 langzeit-
arbeitslose Menschen befragt werden. Doch 

laut Studienleiter Franz Schultheis ist es die 

Art und Weise der Befragung gewesen, wel-

che die Studie so aussagekräft ig und glaub-
würdig macht, denn die Menschen befragten 

sich gegenseiti g nach ihren detaillierten le-

bensumständen. Dabei wurde deutlich, dass 

Menschen, die selbst über eine lange zeit 
ohne Erwerbsarbeit sind, nicht häufiger zu 

extremen politi schen Überzeugungen neigen 
als Leute in Arbeit, aber mit vergleichbaren 

Lebensumständen. Doch das Leben am Exi-

stenzminimum erlaubt eben kein menschen-

würdiges Dasein und das hat Konsequenzen.

Vorrangiges Gefühl ist das der Scham, der 

Scham, von der Gesellschaft  ausgegrenzt zu 
sein. Weil ein leben in dieser Gesellschaft  
schlicht etwas kostet und das zur Verfügung 

stehende Geld für etwas nicht reicht. Das 

Amt verwalte einen nur mit Maßnahmen, 

die ergebnislos seien, das verstärke nur die 

eigene Hilflosigkeit, schildern die Betrof-

fenen ihre Erfahrung. Bei Verteilungskämp-

fen – Stichwort Armutsschere – befände 

man sich stets und immer wieder nur auf der 

einen Seite, der Seite der Benachteiligung. 

Sich nicht wertgeschätzt zu fühlen in der Ge-

sellschaft  schafft   distanz zur politi schen teil-
habe und Willensbildung. Meistens fi ndet sie 
gar nicht mehr statt , dann gehört man schnell 
zu der Gruppe der Nichtwähler*innen. Sich 

nicht mehr parteipolitisch vertreten zu 

fühlen, reduziere das eigene Wahlverhal-

ten auf eine generelle Protesthaltung, die 

auf Protestparteien trifft  , deren inhaltliche 
Ausrichtung nicht interessiere. Protest um 

des Protestes willen, die AfD biete sich dafür 

gerade an.

Verloren als Wähler*innen für andere Par-

teien sind diese Menschen nicht. Eine der 

in der Studie befragten Personen sagte, es 

müsste eine Partei geben, welche sich in der 

programmatischen Ausrichtung vorrangig 

für Arbeitslose einsetzen würde und die ne-

benbei auch koaliti onsfähig sein solle.
Aber: Langzeitarbeitslose Wähler*innen 

sollten sich bewusst sein: Mit der AfD wählen 

sie ihre eigenen Henker*innen.

Dieser Beitrag ist erschienen auf dem Internetportal sperre-online.de (25.09.2019).

Bei den Landtags-

wahlen in Branden-

burg, Sachsen und in 

Thüringen hat die AfD 

ihre bisher größten Er-

folge erzielt. Viele Ar-

beitslose haben dieser 

Partei ihre Wählerstim-

me gegeben – über-

durchschnitt	 lich	viele.	
Dafür gibt es Gründe 

und Erklärungen. 

Wenn Arbeitslose die Partei Alternati ve für deutschland wählen
Von Christoph Theligmann

Foto: StockSnap, pixabay.com
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W
as unterscheidet „Fridays for Future” von 
der AfD? Erstere ist die Bewegung, welche 
von der Jugend unterstützt wird und die Afd 
ist eine Partei, die hauptsächlich von alten, 

weißen Männern mit viel Wut im Bauch gewählt wird. Doch 
die vereinfachende Antwort ist in dieser Eindeutigkeit 
nicht haltbar, wie einschlägige Untersuchungen und Befra-
gungen zeigen.

Bei den Landtagswahlen in Thüringen Ende Oktober wurde 
die rechtspopulisti sche Partei in all den anderen (!) Alters-
gruppen stärkste politi sche Kraft , außer in der Altersgrup-
pe 60 plus. und die Jugendbewegung „Fridays for Future“, 
deren Sympathisanten sich umweltbewusst, weltoff en und 
kriti sch zeigen, spiegelt nicht das gesamte Ju-
gendbild wider, welches uns durch die Medien 
vermitt elt wird. es ist lediglich ein Jugendmili-
eu; Besucher*innen von Rechtsrockkonzerten, 
das ist zum Beispiel eins von vielen anderen. 
Kurzum, die AfD ist in verschiedenen Alters-
gruppen und Milieus die bevorzugte politi sche 
Kraft . Auch – auf den ersten blick überraschend 
– bei den (langzeit)arbeitslosen Bürger*innen.

Einwurf
Das sächsische Städtchen Augustusburg nahe 

Chemnitz hat 4500 Einwohner*innen. Dort ist 
die AfD nicht im Stadtrat vertreten. Die Par-
tei ist hier wegen der fehlenden Aussicht auf 

sammenhalt in Deutschland untersucht. Danach fühlt sich 
ein dritt el(!) der Menschen in deutschland ausgegrenzt, von 
der Politi k nicht angesprochen, erst recht nicht vertreten, 
schlicht in ihrem Leben übersehen, nutzlos und nicht ge-
braucht. 

Die Studie führte das Münchener Meinungsforschungs-
insti tut Kantar Public durch. die 4000 repräsentati v aus-
gesuchten Personen machten unter anderem Angaben zur 
bewertung des gesellschaft lichen zusammenhalts, über ihr 
persönliches Eingebunden-Sein in die soziale Umwelt und zu 
ihren zukunft serwartungen. die Studie spricht von dem un-
sichtbaren dritt el in unserer Gesellschaft , welches sich wie-
derum in die „Wütenden“ (19 Prozent, die ein prinzipielles 

„Ist ja nicht so, dass AfD-Wähler dumm wären, sie denken nur nicht gerne.“ 
Ulla Meinecke, Sängerin

„Im Grunde besteht politisches Handeln in der Entscheidung, wen man unzufrieden macht.“ 
Sergio benvenuto, Psychoanalyti ker und Philosoph

einen Wahlerfolg erst gar nicht zur letzten Kommunalwahl 
angetreten. 

der amti erende bürgermeister dirk neubauer hat vor gut 
einem Jahr die Website MeinAugustusburg.de freigeschal-
tet. Hier können die Einwohner Ideen eintragen, sich beteili-
gen. der städti sche rat berät dann, welche dieser Vorschlä-
ge umgesetzt werden bzw. welche mit bis zu 50.000 Euro 
jährlich gefördert werden. Es geht um Dinge wie den Aus-
bau von elektrischen Ladesäulen, um bessere Beleuchtung 
von sensiblen öff entlichen Verkehrsfl ächen und Ähnlichem 
mehr. Alles unter dem Mott o: „die Stadt, das bist du!“. die 
Bürger*innen sollen das Gefühl und die Möglichkeit bekom-
men, dass sie es sind, die etwas in Bewegung setzen, die 
gestalten. Selbermachen! Und Populisten werden auf das 
reduziert, was sie auszeichnet – auf substanzlose Parolen.

Die Nicht-Sichtbaren
übersehen, nicht gehört, nicht beachtet und wahrgenom-

men. die initi ati ve „More in Common“ hat in ihrer Studie 
„die andere deutsche teilung“ den gesellschaft lichen zu-

Misstrauen gegenüber dem politi schen System haben) und 
in die „entt äuschten“ (14 Prozent, welche das Gefühl haben, 
zu kurz zu kommen) aufteilen lässt. Die Gruppe der Ent-
täuschten, das sind in der überzahl Menschen, die sich von 
der Gesellschaft  nicht wertgeschätzt fühlen. Sie haben sich 
von der Politi k entf ernt und sind besonders häufi g bei den 
nichtwähler*innen zu fi nden.

bei der Wahl in thüringen hat die Afd den größten zuwachs 
aus der Gruppe der Nichtwähler*innen erhalten, sozusa-
gen also aus dem lager der entt äuschten. in einer demokra-
ti e kommt es auf jede Sti mme an. da ein dritt el der Gesell-
schaft  aus dem blick zu nehmen, wie es die etablierten Par-
teien prakti zieren, ist für die demokrati e brandgefährlich.
die Afd hat hingegen das Potenti al dieser ruhenden Masse an 
Sti mmen erkannt und instrumentalisiert sie für ihre zwecke. 
Das Erfolgsrezept der AfD lautet: Argument und Verstand hin-
tenanstellen und an (negati ve) Gefühle appellieren. die Partei 
rückt bisher nicht mehr sicht- und hörbare Gruppen wieder in 
den Vordergrund und gibt ihnen eine Sti mme. der inhalt von 
„Bild und Ton“ ist dabei zu vernachlässigen.
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Gegenkräft	e
union und SPd haben in ihrem Koaliti onsvertag verein-

bart, dass ein Expertengremium Vorschläge zur Bürgerbe-
teiligung erarbeiten soll. Ernannt ist diese Kommission bis 
heute nicht. dieses zaudern ist unverantwortlich. deutsch-
land braucht mehr Mut und tatkraft . bürger*innen zu betei-
ligen heißt, sie dem unsichtbaren dritt el zu entziehen. 

Andere Länder sind da bereits weiter. Im mehrheitlich 
katholischen Irland haben Bürgerräte zum Beispiel das 
Referendum zum Abtreibungsrecht vorbereitet. Dadurch 
wurde ein emotionsgeladenes Thema versachlicht, Kon-
troversen wurden entschärft . damit auch wirklich alle be-
völkerungsteile in den Bürgerräten vertreten sind, sind die 
Teilnehmer*innen in mehrstufigen Verfahren ausgelost 
worden. 

Bürgerräte machen natürlich nur dann Sinn, wenn sie in 
engem Kontakt zur Politi k stehen, die erarbeiteten ergeb-
nisse auch von der Politik aufgegriffen werden. Belgien 
geht diesbezüglich einen Schritt  weiter. neben das reguläre 
regionalparlament der deutschsprachigen Gemeinschaft  

„Alle diese populistischen Parteien sind ‚Weltbanken des Zorns‘.“
Peter Sloterdijk, Kulturwissenschaft ler und Philosoph

Belgiens hat sich dort eine dauernde Einrichtung namens 
„Bürgerdialog“ gleichberechtigt danebengesellt, gleich-
sam als zweite parlamentarische Kammer für ganz normale 
bürger*innen, die die ergebnisse der Politi k beeinfl ussen 
wollen. Auch dieser Bürgerrat ist per Los zusammengestellt 
worden, um allen Bevölkerungsschichten die Teilhabe zu 
ermöglichen. 

berufspoliti ker*innen sehen solche Veränderungen refl ex-
haft  kriti sch. Wird das Parlament geschwächt, wird in ihren Au-
gen die direkte demokrati e gestärkt. doch bürgerräte sollen 
ergänzen, nichts ersetzen. Denn durch sie wird Glaubwürdig-
keit zurückgewonnen und den Menschen das Gefühl vermit-
telt, teilhaben zu können an Gesellschaft  und Gemeinschaft .
Arbeitslose Menschen stehen am Rand der Gesellschaft 
und sind unsichtbar, auch oder gerade dann, wenn viel 
von ihnen und über sie geredet wird. Sie wieder für die 
gesellschaft liche teilhabe zurückzugewinnen, ist der beste 
Weg, sie und andere gegen die Verführungen rechtspopu-
listi scher Parteien immun zu machen.
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D
as Fabrikwesen hat in unserer Behörden- und 
Beamtenstadt so wenig Bedeutung, dass wir 
bei der geringen Anzahl derartiger Anlagen 
von der in Deutschland immer bedrohlicher 
werdenden sogenannten Arbeiterbewegung  

bislang wenig oder gar keine Anzeichen verspüren.“ 
Dieser Eintrag des Stadtarchivars Adolf Hechelmann in 
der Stadtchronik im Jahr 1870 steht symptomatisch für 
die politische Demographie Münsters im Kaiserreich.  
Schon damals war die Provinzhauptstadt der preußischen 
Provinz Westfalen vor allem politischer und militärischer 
Verwaltungssitz. Industrie, die über das Ausmaß mit-
telständischer Handwerksbetriebe hinausging, gab es  
kaum.

Dazu kam die heute gern belächelte Religiosität Münsters. 
der Kulturkampf, der Konflikt des preußisch dominierten 
Kaiserreichs mit der katholischen Kirche, hatte in der bis-
tumsstadt besonders heftig getobt. die mit Abstand stär-
kste politische Kraft war dementsprechend die zentrums-
partei, das Sprachrohr des politischen Katholizismus im 
Kaiserreich und der Weimarer Republik.

Sozialdemokratie	zwischen	Repression	und	 
politischer	Ohnmacht
Die SPD brachte es, weit abgeschlagen, immerhin auf Platz 

zwei. Seit den 1870ern hatte es immer wieder kleinere, der 
Sozialdemokratie nahestehende Vereine gegeben, welche 
größtenteils wegen der von 1878 bis 1890 gültigen Sozia-
listengesetze unter dem deckmantel unpolitischer Aktivi-
täten arbeiten mussten. Häufig standen diese Vereine unter 
polizeilicher überwachung, wurden aufgelöst oder hatten 
andere Repressalien zu fürchten. So empfahl die münste-
raner Stadtverwaltung 1878 lokalen Arbeitgebern, Mit-
glieder des sozialdemokratischer Umtriebe verdächtigten 
Lesevereins „Unitas“ zu entlassen. Darüber hinaus waren 

die Mitglieder sol-
cher Vereine selten 
Einheimische, son-
dern häufig zugerei-
ste Bauhandwerker. 
Die erste offizielle 
SPD-Versammlung 
fand im November 
1896 statt, die ört-
liche Parteiorgani-
sation blieb jedoch 
klein.

Auch der Einfluss 
der sozialistisch ge-
prägten Freien Ge-
werkschaften war 
gering, viele Arbei-
ter und Handwer-
ker waren eher in den christlichen Gewerkschaften orga-
nisiert.

Erster Weltkrieg und das Ende  
der Monarchie
Im Sommer 1914 brach der I. Weltkrieg über Europa und 

die Welt herein. Die Menschheit schlachtete sich in bisher 
unbekanntem Ausmaß gegenseitig ab. Auch aus der Garni-
sonsstadt Münster waren die „Dreizehner“, das 13. Infan-
terieregiment, begleitet vom Jubel der bevölkerung, an die 
Westfront gezogen.

nach vier Jahren war von Glanz und Gloria sowie der ein-
stigen Kriegsbegeisterung wenig übrig geblieben. Millionen 
Menschen wurden getötet, verstümmelt, erlitten schwere 
körperliche wie psychische Verletzungen. In Deutschland 
hungerte die zivilbevölkerung, und die Spanische Grip-
pe forderte Millionen weiterer Leben. Militärisch lag die 

Während anderswo der Krieg zu Ende ging, Matrosen und Soldaten 
meuterten, Arbeiterinnen und Arbeiter massenhaft streikten und die 
Republik ausgerufen wurde, blieb man in Münster größtenteils skep-
tisch. Dennoch hielt die Novemberrevolution vor 100 Jahren auch in 
die tiefschwarze Westfalenmetropole Einzug.

Die  Störung  
       provinzieller Ordnung

Münster in der novemberrevolution von 1918/1919 – teil i
Von Erik Dahmen

Postkarte zum Matrosenaufstand 1918

„
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deutsche Armee in den letzten zügen, dennoch kam es zu 
sinnlosen Durchhaltebefehlen mit zahllosen Opfern.

Große teile der Soldaten und der bevölkerung hatt en je-
doch genug. Was am 3. november 2018 als lokale Meuterei 
Kieler Matrosen begann, entwickelte sich innerhalb weniger 
tage im ganzen reich zu einer revoluti on. bereits am 9. no-
vember rief Phillip Scheidemann in der Reichshauptstadt 
Berlin die Republik aus, wenige Tage später dankten Kaiser 
und weitere reichsfürsten ab. das deutsche reich hatt e auf-
gehört zu existi eren.

angst	vor	den	Wirren	der	Revoluti	on
nicht überall wurden diese entwicklungen positi v aufge-

nommen. Auch in Münster blieben viele Menschen skepti sch 
gegenüber der neuen ordnung. bereits am 27. oktober hatt e 

tretern der politi schen linken 
unterstützt: Emmerich Dü-
ren sprach für die SPD, Max 
Duhme vertrat die Freien 
Gewerkschaft en. nicht, dass 
sie größeres revoluti onäres 
Potential zur Verfügung gehabt hätten: Die SPD hatte in 
Münster zu diesem zeitpunkt nicht mehr als 20 bis 30 Mit-
glieder, die Freien Gewerkschaft en waren durch die einberu-
fung ihrer Mitglieder in die Armee und interne Streiti gkeiten 
während des Krieges stark geschwächt, auch wenn die zahl 
der Mitglieder in den Monaten nach Kriegsende drasti sch 
auf zirka 3000 Mitglieder ansti eg. Mehr einfl uss hatt en die 
Christlichen Gewerkschaft en, welche im Sommer 1919 über 
rund 7000 Mitglieder in Münster und Umgebung verfügten, 

   _  F R ü H E R  W A R  A L L E S . . .

Münster in der novemberrevoluti on von 1918/1919

Revolti erende Mengen auf dem 
Prinzipalmarkt am 09. November 1918 

Foto: Stadt Münster / Sammlung Stadtarchiv

Konsumierende Mengen auf dem Prinzipalmarkt 

im November 2019 – Foto: Agneta Becker

Münsters oberbürgermeister Franz dieckmann – als reakti on 
auf die Forderung der Alliierten nach der Abdankung des Kai-
sers im rahmen von Waff ensti llstandsverhandlungen – unter 
dem beifall von weit über tausend zuhörern zur treue zu Kai-
ser und Monarchie aufgerufen.

Als die Aufstände unter den Soldaten zunahmen, wurde 
man im Generalkommando des VII. Armeekorps in Münster 
nervös. Der kommandierende General Egon Freiherr von 
Gayl ließ die Sicherheitsmaßnahmen in der Stadt verschärfen, 
Wachposten und Patrouillen wurden verstärkt, wobei da-
rauf geachtet wurde, dass diese von zuverlässigen offi  zieren 
kommandiert wurden. Mehr noch als vor einem Aufstand 
der Stadtbevölkerung fürchtete man sich vor einem Angriff  
revoluti onärer Kräft e von außen. Man erwog sogar, die bahn-
verbindung nach Osnabrück zu kappen.

Am 7. November warnte Oberbürgermeister Dieckmann 
die Bevölkerung vor der Teilnahme an Versammlungen und 
Ruhestörungen. Am Abend desselben Tages ließ er selbst eine 
Versammlung der Vertreter der politi schen Parteien, Gewerk-
schaft en, Kirchen und Wirtschaft sverbänden einberufen. ein-
dringlich bat er die Anwesenden, Münster vor „russischen 
zuständen“ zu bewahren und die öff entliche Sicherheit und 
Ordnung aufrecht zu erhalten.

Hierbei wurde er zunächst auch von den anwesenden Ver-

die die Abschaffung der Monarchie jedoch mehrheitlich 
ablehnten. Wenn es in der Stadt selbst umstürzlerisches 
Potenti al gab, so kam dies von den zahlreichen, in der Stadt 
stati onierten Soldaten, welche zum teil den Schrecken der 
Schützengräben selbst erlebt hatt en.

Die	Revoluti	on	kommt	nach	Münster
Am Tag nach Diekmanns Aufruf waren viele Bürger*innen 

verängsti gt. nur wenige trauten sich auf die Straße, Militär 
patrouillierte durch die Straßen. Das Oberkommando der 
Armee hatt e den befehl herausgegeben, mit revoluti onären 
Kräft en zu verhandeln, ein befehl, der General von Gayl zum 
Kochen brachte: „Mit Meuterern und Verrätern verhandeln? 
Geschossen wird auf die Verräter! (…) Sind Sie Soldat, dann 
sollten Sie das Blut von Verrätern nicht schonen.“

Befehl war allerdings Befehl, und als am Abend tatsächlich 
in Münster stati onierte Soldaten auf die Straße gingen und 
für die revoluti on demonstrierten, blieb der Schießbefehl 
aus.

Auf einmal wurde das konservati ve Münster von der revo-
luti on überrollt: die demonstrierenden Soldaten empfi ngen 
eine Abordnung des Kieler Arbeiter- und Soldatenrates, aus 
dem Gefängnis und Militärarrest wurden Gefangene befreit. 
Es kam zu Befehlsverweigerungen und Respektlosigkeiten 
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gegenüber offi  zieren, manchen wurden ihre schwarz-
weiß-roten Kokarden von der Uniform gerissen. Am 
rathaus wurde, an der Stange, die traditi onsgemäß das 
Sendschwert trägt, eine rote Fahne befesti gt.

Am 9. november 1918 schließlich übernahm ein kurz-
fristi g zusammengestellter Arbeiter- und Soldatenrat 
das Kommando in Münster. Emmerich Düren und Max 
duhme vertraten SPd und Freie Gewerkschaft en, auch 
die christlichen Gewerkschaft en waren mit zwei Mit-
gliedern vertreten. die Soldatenschaft  schickte vier de-
legierte. Man einigte sich auf Maßnahmen, um Ruhe 
und Ordnung aufrecht zu erhalten.

dies beinhaltete allerdings auch die Sankti onierung 
von Gewalt, um die bisherigen erfolge der revoluti on 
zu verteidigen. Ebenso forderten Düren und Duhme, 
dass die SPD die Mehrheit im Rat bekommen sollte, ob-
wohl sie doch in der Stadt nur wenige Anhänger hatt e. 
Diese Gründe führten dazu, dass die beiden christlichen 
Gewerkschaft er Camps und Müller bereits einen tag 
nach Gründung des Rates wieder austraten. Das machte 
den rat zwar politi sch homogener, allerdings verfügte 
die überwälti gende Mehrheit der Münsteraner bürger-
schaft  über keine repräsentati on mehr.

Das Monasterium schlägt zurück
Daraufhin gründete die konservative Mehrheit der 

Stadt auf initi ati ve von oberbürgermeister diekmann 
am 22. November einen Bürgerrat. Dieser bestand aus 
31 Mitgliedern verschiedenster bürgerlicher Gruppie-
rungen. die offi  zielle Autorität lag zwar nach wie vor 
beim Arbeiter- und Soldatenrat, der Bürgerrat bildete 
allerdings einen wichtigen Gegenpol innerhalb der 
Stadt.

Als am 8. dezember das 13. infanterieregiment von der 
Front nach Münster zurückkehrte, bereiteten die mei-
sten Bürger den Soldaten einen begeisterten Empfang. 
Man schwang die alte reichsfl agge, die neue schwarz-
rot-goldene Flagge der Republik suchte man auf den 
Straßen vergebens. Erste Versionen der „Dolchstoß-
legende“ machten die Runde, in vielen konservativen 
Kreisen war man sich sicher, dass die inneren Revo-
lutionäre die militärische Niederlage herbeigeführt 
hätten.

Die harten, von den alliierten gestellten Friedensbe-
dingungen verstärkten die ressenti ments gegenüber 
der Sozialdemokrati e und anderen revoluti onären Kräf-
ten noch. es kam zu Konfl ikten zwischen heimgekehrten 
Soldaten und dem vom Arbeiter- und Soldatenrat auf-
gestellten Sicherheitsdienst, bis schließlich auf initi ati ve 
diekmanns der bereits vorher umstritt ene Sicherheits-
dienst aufgelöst wurde, und die Aufrechterhaltung der 
öff entlichen Sicherheit in die Hände des Militärs gelegt 
wurde.

Vor dieser explosiven Mischung fanden in ganz 
Deutschland im Frühjahr 1919 die ersten Wahlen der 
Weimarer republik statt . Mehr dazu in der nächsten 
SPERRE.

F R ü H E R  W A R  A L L E S . . .  _ 
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Kurzmeldungenurzmeldungen
& Tipps

NEUE REGELBEDARFE IM 
SOzIALGESETzBUCH II UND XII 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-

ales (BMAS) hat die Regelbedarfsstufen-Fort-
schreibungsverordnung 2020 und damit die 
Höhe der regelsätze ab 1. Januar 2020 be-
kanntgegeben. Vorgesehen sind folgende Re-
gelbedarfe: 

Diese Regelsätze gelten ab 1. Januar 2020 

rb Stufe 1 – 432 eur (+ 8 euro)
rb Stufe 2 – 389 eur (+ 7 euro)
RB Stufe 3 – 345 EUR (+ 6 Euro)
rb Stufe 4 – 328 eur (+ 6 euro)
rb Stufe 5 – 308 eur (+ 6 euro)
RB Stufe 6 – 250 EUR (+ 5 Euro)
(Veränderung gegenüber 2019 in Klammern) 

das Kabinett  der bundesregierung wie auch 
der  Bundesrat haben der neuen Verordnung 
zugesti mmt. Am 21. oktober 2019 wurde sie im 
bundesgesetzblatt  veröff entlicht. 

im dezember 2017 hatt e der bundesrat eine 
zusti mmung mit verschiedenen Forderungen 

verbunden: Die Leistungen aus dem Bildungs- 
und Teilhabepaket (BuT) müssten erhöht wer-
den, ferner müsste eine Anspruchsgrundlage 
für Brillen geschaffen, die Versorgung mit 
Strom müsse bedarfsgerecht ausgestaltet 
werden. 

re Gründe, dass nicht die gesamte Miete vom 
Jobcenter übernommen wird, können aber 
auch sein, dass zum Beispiel ein Teil der Woh-
nung für Geschäft szwecke verwendet werde, 
so das Sozialministerium.

AB 2020 STEIGT DAS  WOHNGELD
Das Wohngeld für einkommensschwache 

Haushalte, die mit ihrem Einkommen knapp 
über dem Hartz-IV-Satz liegen und ansonsten 
kaum ihre Miete zahlen können, soll zum 
nächsten Jahr steigen. das hat der bundestag 
am 18. oktober 2019 mit den Sti mmen der 
Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD be-
schlossen. Linke, Grüne und FDP enthielten 
sich. Der Bundesrat hat der Wohngeldreform 
2020 ebenfalls zugesti mmt. 

Laut Bundesinnenministerium sollen gut 
660.000 Haushalte von der erhöhung profi -
tieren, 180.000 mehr als heute. zwei-Per-
sonen-Haushalte zum beispiel sollen künft ig 
im Schnitt  190 euro bekommen. bisher sind 
es 145 Euro. Der Wohngeld-Satz soll fortlau-
fend alle zwei Jahre erhöht werden (Anmer-
kung der redakti on: wieso nicht jährlich?), da 
er an die Entwicklung von Mieten und Ein-
kommen angepasst werden soll. Für Regi-
onen mit angespanntem Wohnungsmarkt 
soll eine Mietstufe VII eingeführt werden.

Der Präsident des Deutschen Mieter-
bundes, Lukas Siebenkotten, begrüßte die 
Reform grundsätzlich, vor allem die Dynami-
sierung. zu kriti sieren sei allerdings, dass für 
die Berechnung weiterhin nur die 
Kaltmiete ohne berücksichti gung 
der tatsächlichen Heizkosten hin-
zugezogen werde. Auch sei keine 
Klimakomponente – wie oft  an-
gekündigt – vorgesehen.

Auch die Linke kritisierte 
die Reform als halbherzig: 
Die Bundestagsabgeord-
nete Caren Lay forderte, 

dass das Wohngeld sich an den realen Ko-
sten orientieren und folglich auch Heizko-
sten berücksichtigen müsse. Insgesamt sei 
das Wohngeld für ihre Fraktion nicht das All-
heilmittel, denn es subventioniere letztlich 
nur die Rendite privater Großvermieter. 
Nachhaltiger wären mehr Investitionen in 
bezahlbare und öffentlich geförderte Woh-
nungen. 

Und DGB-Vorstand Stefan Körzell kommen-
ti ert: „die Wohngeld-erhöhung ist gut und 
richti g, aber sie ist keine ausreichende Ant-
wort auf steigende Mieten und knappen 
Wohnraum. Wir brauchen defi niti v mehr so-
zialen Wohnungsbau. die Politi k muss mehr 
tun für bezahlbare Mieten.“

Diese Bundesratsforderungen sind plötz-
lich wieder vergessen. Auch vergessen ist die 
Kriti k des bundesverfassungsgerichts an den 
Regelbedarfen aus 2014: „gerade noch ver-
fassungskonform“ und der Forderung nach 
Nachbesserung für Strom, für Bildung, für 
Teilhabe, für Fahrtkosten, Elektroweißge-
räte, für Brillen. 

der Paritäti sche (dPWV) fordert regelbe-
darfe von mindestens 582 euro für Alleinste-
hende. Dieser Mindestanforderung sei sich 
anzuschließen. Nur so könne gesellschaft-
liche teilhabe und Arbeitsmarkti ntegrati on 
auf unterem Niveau sichergestellt werden. 

Altersrentner, dauerhaft Erwerbsgemin-
derte und nichtarbeitsfähige, die dauerhaft  
von den SGB II/SGB XII-Leistungen leben 
müssen, brauchen noch mehr, weil sie in der 
Regel nicht mehr hinzuverdienen können. 

Hierunter gibt‘s die Regelbedarfsfort-
schreibungsverordnung 2020: 

harald-thome.de/fa/redakteur/Harald_2019/

RBSFV-2020.pdf

JEDEM*R	FÜNFtEN	HaRtz-iV-
EMPFÄNGER*IN WIRD NUR EIN TEIL 
DER MIETE ERSTATTET
Eine Anfrage der Fraktion der Linken im 

bundestag hat ergeben: in 2018 übernahmen 
die Kommunen bei jede*r fünft em*n Hartz-
IV-Empfänger*in nicht die gesamte Miete. 
Konkret sind 19,2 Prozent aller Hartz-IV-Be-
darfsgemeinschaften betrof fen. Durch-
schnitt lich 82 euro monatlich (also fast ein 
Fünft el des regelsatzes) mussten die 546.000 
Hartz-IV-Bedarfsgemeinschaften an Miete 
selbst zahlen.

Die Wohnkosten von Leistungsempfänger-
*innen müssen laut Gesetz eine „angemes-
sene Höhe“ haben. Diese legt die jeweilige 
Kommune fest. Wer keine billigere Wohnung 
fi ndet, muss nach einer Karenzzeit den die 
„angemessene Höhe“ übersteigenden Anteil 
an seiner*ihrer Miete selber bezahlen. Ande-
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MEHR ERBBAURECHT AUF 
GRUNDSTüCKEN IN MüNSTER
in der Stadt Münster soll künft ig das erb-

baurecht für Grundstücke eine größere Be-
deutung bekommen. „Die jetzt beschlossene 
stärkere berücksichti gung von erbbaurecht 
bei Vergabe städti scher Grundstücke ist ein 
weiterer Meilenstein für eine nachhaltige 
bodenpoliti k der Stadt. Sie kann auch dazu 
beitragen, nachhaltig bezahlbaren Wohn-
raum zu schaff en bzw. zu erhalten“, begrüßt 
GAL-Ratsherr Carsten Peters einen entspre-
chenden Ratsbeschluss. Bereits bestehende 
Erbbaurechtsgrundstücke würden grund-
sätzlich nicht mehr veräußert.

Peters: „Damit werden unter anderen auch 
genügend Flächen für soziale Infrastruktur 
wie Kitas und Schulen gesichert. Gleichzeiti g 

wird der Erbbauzins von vier Prozent auf 2,5 
Prozent gesenkt, für sozial geförderten 
Wohnraum und gemeinschaftliche Wohn-
formen sogar auf 1,5 Prozent“. Gestärkt wür-
den durch die Beschlüsse auch Wohnungsge-

nossenschaft en und baugemeinschaft en und 
damit die Gemeinwohlorientierung beim 
Wohnen insgesamt. Kurzum: „Wichti ge be-
schlüsse für eine nachhaltige und soziale 
Stadtentwicklung“, so Peters.

AUF zUR RENTE MIT 69!
Jeden Monat schreibt die deutsche bundes-

bank einen Monatsbericht zu wichti gen wirt-
schaft lichen Sachverhalten. im oktober die-
ses Jahres hat sie uns vorgerechnet, dass wir 
später in die Rente eintreten sollen. Wir wür-
den schließlich immer älter, so die Noten-
bank, und sollen darum auch länger arbeiten 
– bis zu 69 Jahre und vier Monate. Sonst sei 
die Rentenversicherung gefährdet und die 
Renten müssten noch weiter sinken. 

Wer aktuell in die normale Altersrente geht, 
tut das mit 65 Jahren und sieben Monaten. bis 
2031 steigt das Renteneintrittsalter auf 67 
Jahre. Gleichzeitig sinkt das rentenniveau, 
heute sind es 48 Prozent des letzten einkom-
mens – nach 45 Jahren Arbeit. Wer weniger 
Beitragsjahre hat, kriegt im Alter weniger. Das 
sind die meisten: Durch längere Schulausbil-
dung, ein Studium, längere Familienzeiten 
oder fortgesetzte Arbeitslosigkeit entstehen 
Ausfallzeiten ohne Rentenbeiträge. 

zur berechnung der bundesbank kamen kri-
ti sche Stellungnahmen. die Gewerkschaft en 
verweisen darauf, dass viele Menschen das 
normale Rentenalter nicht in Arbeit errei-
chen. Für vorzeiti gen renteneintritt  müssten 
sie geringere Rente in Kauf nehmen. Belasten-
de Arbeit sei zudem mit geringerer Lebenser-
wartung verbunden. Der Bundesbankvor-
schlag bedeute im Grunde eine Rentenkür-
zung, so Annelie Buntenbach vom DGB-Vor-
stand. Auch die Linke spricht dagegen und for-
dert, dass nicht nur löhne die rente fi nanzie-

ren sollen, sondern andere Einkommen auch, 
etwa Kapitaleinkünft e. ebenso wenden sich 
Sozialverbände gegen den Rentenvorschlag.

Dagegen begrüßen Arbeitgeberverbände, 
FdP oder Cdu-Wirtschaft srat den rentenvor-
schlag der Bundesbank.

KOMMENTAR: Die Rente ist eine Umlage. Wer 
heute verdient, zahlt mit seinen Beiträgen für 
diejenigen, die heute in Rente sind. Dieses ge-
nerationenübergreifende Soli-
darprinzip funktioniert so seit 
der Kaiserzeit. Anfangs mussten 
20 Verdienende einen oder eine 
Alte*n durchfütt ern. Später sank 
diese zahl immer weiter ab, weil umgekehrt die 
Produkti vität der Wirtschaft  sti eg. 1960 waren 
es sechs Verdienende auf einen Rentner bzw. 
eine rentnerin. 2017 kamen drei berufstäti ge 
auf eine Person in Rente. Da geraten so manche 
wie die Bundesbank in Sorge, wie lange das 
noch gut geht. Sie produzieren Studien, wo-
nach wir im Alter länger arbeiten müssen, um 
die rente künft ig fi nanzieren zu können.

Aktuell gibt es 45 Millionen erwerbstäti ge in 
Deutschland. Bei einem Standard-Erwerbsle-
ben von 45 Jahren sind das durchschnitt lich 
genau eine Million pro Jahrgang. zwei und ein 
dritt el Jahre länger pro erwerbsleben fordert 
die Bundesbank, also die Arbeit von 2,3 Milli-
onen älteren Menschen. Es ist zu fragen, ob 
und wo diese zusätzlichen 2,3 Millionen äl-
teren Arbeitskräft e gebraucht werden.

Wir haben 2,2 Millionen gezählte Arbeitslose 
plus 900.000 Menschen ohne Arbeit, die nicht 

offi  ziell als Arbeitslose gezählt werden. Vollbe-
schäft igung sieht anders aus: 1962 hatt en wir 
154.000 Arbeitslose, 1966 waren 161.000 ohne 
Arbeit und 1970 waren es 148.00. Was die bun-
desbank zusätzlich von den Alten gearbeitet se-
hen will, decken die zwei bis drei Millionen Ar-
beitslosen heute schon ab. 

Dass Alte besonders gewollt sind, kann man 
nicht wirklich sagen. Unter den Arbeitslosen 
haben es gerade die älteren schwer, wieder in 
Arbeit zu kommen, stellte die Bundesagentur 
für Arbeit in einer Studie noch in diesem Jahr 
fest: nur einer von dreien, die mit 58 Jahren 
ohne Arbeit sind, fi ndet noch eine Arbeit. 

Die Finanzierung der Rente hängt nicht da-
ran, dass 2,3 Millionen alte Menschen zusätz-
lich arbeiten gehen. Dazu muss an anderen 
Stellschrauben gedreht werden. 

Arnold Voskamp

       „Die Finanzierung der Rente hängt nicht daran, dass 

2,3 Millionen alte Menschen zusätzlich arbeiten gehen“
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ARBEITSMINISTER PLANT 
REFORMEN
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) 

plant Arbeitsmarktreformen. In den kom-
menden Jahren soll sich sowohl für Arbeit -
nehmer*innen als auch für Arbeitslose ei-
niges ändern. Von seinen Koaliti onspartnern 
erntet er für sein reformprogramm Kriti k.

Heil hat inzwischen seine Pläne für den Ar-
beitsmarkt auf einer Großveranstaltung in 
Berlin vorgestellt. Sein Programm soll vor 

Rückforderungen von Kindergeld geht. Hier-
bei geht die Behörde offenbar wesentlich 
strikter vor als im Bereich des Forderungsein-
zugs im SGB II. 

Besondere Brisanz erhalten Rückforde-
rungen von Kindergeld immer dann, wenn 
das Kindergeld zuvor vom Jobcenter voll an-
gerechnet worden ist. Nach höchstrichter-
licher rechtsprechung darf das zugefl ossene 
Kindergeld angerechnet werden, auch wenn 
es zurückgefordert wird. 

zudem vertritt der inkasso-Service eine 
strikt rigide Positi on. rückforderungen wer-
den durchgesetzt, obwohl die ursprüngliche 
zahlung de facto aufgrund der Anrechnung 
durch das Jobcenter an den Steuerstaat 
selbst erging, der das Kindergeld gewährt 
hat. Ratenvereinbarungen werden vom In-
kasso-Service konsequent abgelehnt, negati -
ve Ermessenentscheidungen mit Textbau-
steinen „begründet“ und für Bürger*innen 
unverständliche Bescheide verschickt. Säum-
niszuschläge werden in immenser Höhe er-
hoben. Der Inkasso-Service folgt hier weitge-
hend den Dienstanweisungen des Bundes-
zentralamts für Steuern. 

Mehr dazu und ein paar Tipps, was zumindest 

manchmal noch getan werden kann, im Netz:  

http://sozialrecht-justament.de/data/docu-

ments/9-2019_Sozialrecht_Justament.pdf 

   _  N I C H T  S P E R R I G

allem Arbeitnehmer*innen die Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes nehmen, zusätzlich 
sollen sich Hartz-IV-Empfänger*innen zu-
künft ig nicht mehr mit absoluter Mitt ellosig-
keit konfronti ert sehen.

Heils Reformprogramm umfasst verschie-
dene Vorschläge bezüglich der arbeitsmarkt-
politi schen zukunft  der Arbeitnehmer*innen, 
aber auch Gesichtspunkte einer möglichen 
Hartz-IV-Reform.

das Jobcenter soll zukünft ig in den ersten 
zwei Jahren der Grundsicherung nicht mehr 
prüfen, ob Leistungs empfänger*innen in ei-
ner unangemessenen Wohnung leben. Sie 
sollen nicht mehr aufgefordert werden umzu-
ziehen, um sich etwas Günsti geres zu suchen. 
Die dabei anfallenden Mietkosten sollen vom 
Jobcenter übernommen werden.

ob die Hartz-iV-Sankti onen vollständig ab-
geschafft   werden, wollte Heil vom urteil des 
Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. November 2019 (sie-
he Seiten 3 und 6) abhängig 
machen. In jedem Fall will 
der Bundesarbeitsminister 
aber s icherstel len, dass 
sanktionier te Leistungs-
e m p f ä n g e r * i n n e n  i h r e 
Wohnung nicht verlieren 
und in die Obdachlosigkeit 
abrutschen.

Das neue Kindergeld könn -
te das aktuelle Kindergeld 
mit dem Kinderzuschlag zu-
sammenführen. Geringver-
dienende Eltern sollen mit 
den Bildungs-und Teilhabe-
leistungen eine Stütze in 
Höhe des E x is tenzmini -
mums erhalten. Bei einem höheren Einkom-
men würde die Höhe der Leistung wieder auf 
das Niveau des bisherigen Kindergelds sinken.

Arbeitnehmer sollen durch das Einzahlen 
von Mehrarbeit, überstunden oder nicht ge-
nutzten Urlaubstagen in die Lage versetzt 
werden, staatlich geförderte Auszeiten, bei-
spielsweise für Pfl ege- oder betreuungsauf-
gaben, zu nehmen.

Weitere Punkte im Programm: mehr Mög-
lichkeiten der Heimarbeit, Förderung von Ta-
rifverträgen und Gewerkschaft en sowie die 
Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen 
für beschäft igte.

RiGiDES	VORGEHEN	BEi	RÜCK-
FORDERUNGEN VON KINDERGELD
In der September-Ausgabe von Sozialrecht-

Justament beschäft igt sich bernd eckardt mit 
der Tätigkeit des zentralen Forderungsein-
zugs der Bundesagentur für Arbeit („Inkasso-
Service“ in Recklinghausen), wenn es um 
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GRüNER TEE ODER DIE 
UNANGENEHMEN NEBENWIRKUNGEN 
DES KAPITALISMUS
Grüner Tee ist gesund. Sagt man. Und tat-

sächlich, mittlerweile ist dies auch wissen-
schaft lich belegbar. Weltweit wurde in mehr als 
100 klinischen Versuchen die Wirksamkeit von 
grünem Tee untersucht. Darin hat er sich als 
vielversprechendes Naturprodukt erwiesen, 
das in vielfacher Weise wirksam ist. Beispiel-
weise hilft  der tee  bei Alzheimer, Multi ple Skle-
rose, Diabetes, Darmkrebs und anderen Krank-
heiten mehr. 

der zauberwirkstoff  im grünen tee heißt epi-
gallocatechingallat, abgekürzt EGCG. Im Labor 
konnte nachgewiesen werden, dass dieser In-
haltsstoff  der teeblätt er die für die Alzheimer-
Erkrankung verantwortlich gemachte Plaque-
Bildung in Nervenzellen vermindert. Woran es 
jetzt fehlt, ist die weitere Forschung, um zu er-
fahren, unter welchen Bedingungen, in welcher 
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T ipp s DEM SCHIMMEL DURCH RICHTIGES LüFTEN 

IM WINTER VORBEUGEN

Wenn Sie regelmäßig und 
schlau lüften, senken Sie die 

Schimmelgefahr, verbessern das Raumklima 
– und sparen viel Energie. Umweltberaterin 
Beate Böckenholt weiß, wie lange und wie 
oft  Sie im Winter – auch bei eisigen tempe-
raturen – lüft en sollten und worauf noch zu 
achten ist:

•	Schimmel mag es gern kühl und feucht. 
Stellen Sie die Heizung daher auch bei Ab-
wesenheit tagsüber nie ganz ab, sodass 
die Temperatur in allen Räumen nicht un-
ter 18  bis 19 Grad Celsius fällt. 

•	 In jeder Wohnung werden große Mengen  
an Wasserdampf beim Schlafen, Kochen, 
Duschen, Wäschetrocknen oder durch 
topfpfl anzen produziert.

•	zur Schimmelvermeidung genügt es 
nicht, nur einmal täglich zu lüft en. Stoß-
lüft en Sie mindestens dreimal täglich, in-
dem Sie die Fenster für wenigstens fünf 
Minuten – bei abgestellten Heizkörper-
venti len – ganz öff nen, nicht kippen. dau-
erkippstellung verschleudert Heizener-
gie und begünsti gt Schimmelbildung an 
ausgekühlten Fensterlaibungen und küh-
len Wandbereichen.

•	zur Schimmelvermeidung sollte die luft  
beim lüft en gut zirkulieren können: Ver-
meiden Sie raumlange Vorhänge vor den 
Heizkörpern und Schränke ohne Füße, 
die direkt an der Wand stehen. Besonde-

Intensität und in welcher Form dies erreicht 
werden kann. Woran es jetzt fehlt, ist die For-
schung, die diesen oder einen ähnlichen Wirk-
stoff zur „Marktreife“ bringt. Die Pharma-
industrie hat schon mal abgewunken. Auch 
aus der erforschung neuer Anti bioti ka zieht 
sie sich mehr und mehr zurück. 

zu teuer – und: Auf dem naturprodukt grü-
ner Tee, gibt es kein Patent. Und ohne die Aus-
sicht auf ein profi tables Patent werden die er-
forderlichen Millionen nicht investi ert. nicht 
gut fürs Geschäft . Aber schlecht für die Men-
schen. Kapitalismus eben. 

re Vorsicht ist an schlecht gedämmten kal-
ten Außenwänden geboten. Dort sollten 
nach Möglichkeit gar keine Möbel stehen. 

•	Wie lange gelüft et werden muss, um feuch-
te luft  zu entsorgen, hängt vor allem von der 
Wohnungsnutzung, aber auch vom Wett er 
ab. bei Frostt emperaturen genügen fünf Mi-
nuten, bei wärmerem Wett er 10 bis 20 Mi-
nuten.

•	Stoßlüft en Sie große Mengen Wasserdampf 
(zum Beispiel aus Küche und Bad) möglichst 
sofort nach draußen ab. Durch das Schlie-
ßen der zimmertüren verhindern Sie, dass 
sich der Dampf in der Wohnung verteilt und 
an kühlen Wänden kondensiert. Halten Sie 
die Türen zwischen unterschiedlich be-
heizten Räumen geschlossen

•	Wäsche sollte in der kalten Jahreszeit ent-
weder umweltf reundlich und kostenfrei im 
Freien, in einem Trockenraum oder in einem 
Wäschetrockner mit hoher energieeffi  zienz-
klasse und voll beladen getrocknet werden. 
Wenn Sie Wäsche in der Wohnung trocknen 
müssen, lüft en Sie dieses zimmer entspre-
chend häufi ger.

•	Wurden energetische Modernisierungen 
wie Dämmungen oder Fensteraustausch 
durchgeführt, muss nach der Sanierung öf-
ter gelüft et werden, da kein luft austausch 
mehr über undichte Stellen erfolgen kann.

•	Verwenden Sie ein Thermo-Hygrometer, um 
temperatur und luft feuchti gkeit ihrer räu-

me im Blick zu behalten und zu erkennen, 
wann das lüft en wieder erforderlich ist. 
bereits ab einer relati ven luft feuchti gkeit 
von 70 % können Schimmelpilze entste-
hen.

Bei Schimmel an der Wand können Sie sich 
beraten lassen: In enger Kooperation mit 
dem Schimmelnetzwerk Münster (www.
stadt-muenster.de/umwelt/schimmelnetz-
werk) verleiht die städti sche umweltbera-
tung im CityShop, Salzstraße 21 kostenfrei 
Thermo-Hygrometer und berät zu allen Fra-
gen rund um das richti ge Heizen und lüft en, 
zur Vermeidung 
von Schimmelbil-
d u n g  u n d  d e m 
fach  gerechten Um-
 gang mit Schim-
m e l s c h ä d e n  i n 
Wohnungen 

(Mo 13-18, di, 
Mi, Do 10-13 Uhr 
und jeden dritten 
Samstag im Monat 
10 -16  U h r,  Te l . 
(0251) 492 67 67).

KEIN URLAUB FüR üBER 30 PROzENT 

DER ALLEINERzIEHENDEN

Etwa jede*r siebte Bürger*in (14,5 Prozent) 

konnte sich im vergangenen Jahr nicht einmal 
eine Woche Urlaub leisten, berichtet das Neue 

Deutschland. Aber: 2014 waren es noch 21 

Prozent. das hätt en daten deseuropäischen 
Stati sti kamts eurostat ergeben.

Besonders Alleinerziehende seien in Deutsch-

land betroff en: 31,1 Prozent von ihnen gin-
gen im vergangenen Jahr nicht auf reise. 
Auch fast jede*r vierte Alleinstehende konn-

te nicht weg. Für beide gilt: Balkonien ist an-
gesagt – wenn es denn einen Balkon gibt.

„Eine Urlaubsreise ist für viele Menschen 
ein unerfüllbarer luxus“, so die Sozialpoliti -
kerin Sabine zimmermann von der linken ge-
genüber der zeitung, „nicht verreisen zu kön-
nen, ist auch Ausdruck von Armut, die end-
lich wirksam bekämpft  werden muss“. 

Das liegt aus Sicht der Linkspartei an zu 
niedrigen Löhnen und Renten. Und das liege 
oft an mangelnder Tarifbindung und dem 
Fehlen vonUrlaubsgeld oder dreizehntem 

Monatsgehalt.

Umweltberaterin 
Beate Böckenholt 

Fotos: Umwelt-

beratung der 

Stadt Münster

der Umweltberatung  

der Stadt 

Münster
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2018 Modernisierungsmaßnahmen ankündi-
gte, die im März 2021 beginnen sollten. Dabei 
errechnete sie Mieterhöhungen zwischen fünf 
und 13 Euro pro Quadratmeter und Monat.

Nach dem Erfolg des Münchener Mieter*-
innenvereins und der Entscheidung des OLG 
München wird jetzt die Mieterhöhung, wenn 
die Vermieterin tatsächlich modernisiert, deut-
lich geringer ausfallen. Maximal drei Euro pro 
Quadratmeter und Monat sind dann möglich.

Oberlandesgericht München vom 

15.10.2019 – MK 1/19

KOSTEN FüR DEN ABIBALL 
SIND KEIN MEHRBEDARF
Das Landessozialgericht in Essen hat ent-

schieden: Die Teilnahme an einer Veranstal-

   _ A L L E S  W A S  R E C H T  I S T 

MiEtER*iNNENVEREiN	GEWiNNt	ERSt-
MALIG MUSTERFESTSTELLUNGSKLAGE

Erfolg für den Mieter*innenverein München: In 

der bundesweit ersten Musterfeststellungsklage, 

die das thema Mieten betrifft  , hat das oberlan-
desgericht (OLG) München 130 Mieter*innen 

Recht gegeben. In einer Schwabinger Wohnanlage 

sollten die Mieten um satt e 163 Prozent steigen. 
Das wies das Gericht als unzulässig zurück. Der 

Münchner Ableger des Deutschen Mieterbundes 

(DMB) hat damit die erste Musterfeststellungskla-

ge im deutschen Mietrecht gewonnen und das 

erste Musterfeststellungsurteil überhaupt 
in deutschland erstritt en.

Die Modernisierungsankündigungen der 
Vermieterin, der Max-Emanuel-Immobilien 
GmbH, von dezember 2018 sind keine 
Grundlage für spätere Modernisierungsmie-
terhöhungen nach altem, bis zum 31. De-
zember 2018 geltendem recht. Weil zwi-
schen Modernisierungsankündigung und 
geplantem Beginn der Modernisierungsar-
beiten mehr als zwei Jahre liegen sollten, 
war für die Münchener Richter*innen wohl 
off ensichtlich, dass sich hier eine Vermiete-
rin trickreich die Vorteile des alten Miet-
rechts sichern wollte.

nach neuem, ab 1. Januar 2019 geltendem 
Recht können die Vermieter*innen nur noch 
acht Prozent der Modernisierungskosten auf 
die Jahresmiete aufschlagen. lag die bishe-
rige Miete unter sieben Euro pro Quadratme-
ter, ist die Modernisierungsmieterhöhung ge-
deckelt – der*die Vermieter*in darf die Miete 
dann höchstens um zwei Euro pro Quadrat-
meter und Monat erhöhen. Lag die bisherige 
Miete über sieben Euro pro Quadratmeter, 
darf die Mieterhöhung maximal drei Euro pro 
Quadratmeter und Monat betragen.

Nach altem Recht konnte der Vermieter elf 
Prozent der Modernisierungskosten auf die 
Jahresmiete aufschlagen, eine Kappung der 
Modernisierungskosten gab es nicht.

Genau diese Rechtslage wollte die Max-
Emanuel-Immobilien GmbH noch schnell für 
sich ausnutzen, als sie am 27. Dezember 

Urteile

Fo
to

: 
A

g
n

e
ta

 B
e

ck
e

r

Fo
to

: 
A

g
n

e
ta

 B
e

ck
e

r



35

tung, die nicht schulisch verpflichtend ist, 
stellt keinen bedarf dar, für welchen das Job-
center aufkommen muss.

Die Klägerin beantragte in dem Verfahren 
eine zuschussweise übernahme der Kosten 
für ihren damals bevorstehenden Abiball. Die 
Kosten teilten sich auf in jeweils 100 Euro für 
die Anmietung eines Lokals, 27 Euro für den 
eintritt sowie 90 euro für neue Kleider und 
Schuhe.

Das Sozialgericht (SG) in Düsseldorf bestä-
tigte die Ablehnung des Jobcenters. die be-
antragung der Kosten, bezogen auf die An-
wendung von § 21 Abs. 6 SGb ii, scheiterte 
bereits daran, dass es sich nicht um einmalig 
beantragte Kosten handelte. zudem stellte 
der Abiball keine Veranstaltung da, die von 
der Schule verpflichtet wurde, weshalb keine 
akute nötigkeit auf einen zuschuss vorhan-
den war. Die Klägerin stellte einen Antrag auf 
Berufung. Dieser wurde vom Landessozialge-
richt (LSG) allerdings abgelehnt, da die 
Rechtssache nicht von großer Bedeutung sei.

Sozialgericht Düsseldorf vom 22.10.2018 –  

S 43 AS 2221/18

Das Landessozialgericht hat den Antrag auf 

Zulassung der Berufung zurückgewiesen:  

Beschluss vom 19.08.2019 – L 6 AS 1953/18 NZB

STURz AUS DEM BETT NICHT  
UNFALLVERSICHERT
eine unfallversicherte Schülerin fiel bei ei-

ner Klassenfahrt aus ihrem bett und verletzte 
sich an den zähnen. ein Gericht entschied, 
dass der Unfallschutz in diesem Fall nicht 
greifen muss, da dieser auf den organisato-
rischen Verantwortungsbereich 
der Schule beschränkt sei.

Die damals 17-jährige Schülerin 
aus dem Landkreis Fulda leidet 
an Epilepsie und neurologischen 

Ausfallerscheinungen. Sie be-

sucht eine Förderschule und hat-

te in Begleitung einer Teilhabeas-

sistentin an einer mehrtägigen 

Klassenfahrt teilgenommen. Auf 

dem Weg zum Frühstück ver-

krampfte sie und wurde darauf-
hin von ihrer Begleitung auf ihr 

bett gesetzt. Aus bis heute unge-

klärten Umständen fiel sie an-

schließend aus dem bett und ver-
letzte sich daraufhin an den zäh-

nen.
Die Richter beider Instanzen 

verneinten ebenfalls einen Unfall 
im Rahmen der Versicherung. Ei-
ne Schulversicherung greift zwar 
ebenfalls bei Klassenfahrten,  dies 
jedoch nur wenn sich der Unfall 
innerhalb „betrieblicher Umstän-
de“ abspielt. Die Versicherung 
muss dementsprechend nicht ein-
 greifen, wenn sich die tätigkeit in 
einem ausschließlich persön-
lichen Rahmen befindet. Dies 
war laut der Versicherung und 
der Richter der Fall.

Landessozialgericht Darmstadt vom 

17.09.2019 – AZ L 3 U 7/18 

TRENNUNGSUNTERHALT AUCH OHNE 

FRüHERES zUSAMMENLEBEN

„Der Anspruch auf Trennungsunterhalt 

setzt weder voraus, dass die Beteiligten vor 

der Trennung zusammengezogen sind oder 

zusammen gelebt haben, noch dass es zu ei-

ner Verflechtung der wechselseitigen Le-

benspositionen und zu einer inhaltlichen 

Verwirklichung der lebensgemeinschaft ge-

kommen ist“, so das Oberlandesgericht (OLG) 

Frankfurt am Main. Der Unterhaltsanspruch 

kraft Gesetz könne nicht durch eine Verein-

barung beschränkt werden. Schließlich sei 

„eine nur formell bestehende Ehe“ auch eine 

Ehe. Sie sprach deshalb der getrennt leben-

den Ehefrau Trennungsunterhalt zu.

Die Antragstellerin verlangte nach dem 

A L L E S  W A S  R E C H T  I S T  _ 

KINDER HABEN ANSPRUCH 
AUF WOHNUNGSNAHEN 
Kita-Platz
Das Oberverwaltungsgericht 

(OVG) Rheinland-Pfalz in Koblenz 

hat entschieden: Ein dreijähriges 

Kind hat den Anspruch auf den 

Besuch einer Kindertagesein-

richtung (Kita), die mit öffentli-

chen Verkehrsmitteln in nicht 

mehr als 30 Minuten erreichbar 

sein sollte.

Die berufstätigen Eltern mel-

deten am 3. dezember 2018 ihr 
Kind bei der Stadt Mainz für ei-

nen Platz bei einer Kindertages-

stätte an. Die Stadt Mainz stellte 

für den 1. Oktober 2019 einen Betreuungs-

platz in einer Kita in Mainz-Hechtsheim in 

Aussicht, die in etwa 40 Minuten von der 

Wohnung des Kindes entfernt war.

Das OVG Koblenz hat auf die eingelegte 

Beschwerde des Kindes die Stadt Mainz da-

zu verpflichtet, dem Kind spätestens ab 

dem 12. August 2019 einen Betreuungs-

platz in einer Kita zu verschaffen. Nach 

Auffassung des oVG liegt dazu die zumut-

barkeitsgrenze für die Erreichbarkeit einer 

Kita von der Wohnung des Kindes bei maxi-

mal 30 Minuten. Unabhängig davon sei es 

aufgrund der Tätigkeit der Eltern unzumut-

bar, das Kind bis zum 1. Oktober 2019 war-

ten zu lassen.
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz vom 

15.07.2019 – 7 B 10851/19.OVG
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Urteile

Scheitern ihrer Ehe Trennungsunterhalt. Sie 

heiratete ihren Mann, nun ihr Antragsgegner, 

im August 2017. Die Ehe war von den Eltern der 

Beteiligten, beide in der indischen Kultur ver-

wurzelt, arrangiert worden. zum zeitpunkt der 
Heirat lebte die Antragstellerin im Haushalt ih-

rer Eltern in Deutschland und arbeitete bei ei-

ner Bank. Der Antragsgegner arbeitete in Paris 

als Wertpapierhändler.

Nach der Eheschließung fanden an den Wo-

chenenden regelmäßige gemeinsame über-

nachtungen ohne sexuelle Kontakte statt . es 
war geplant, dass die Antragsgegnerin sich 

nach Paris versetzen lässt und die Ehepartner 

dort gemeinsam leben. Die Eheleute verfügten 

nicht über ein gemeinsames Konto und ver-
brauchten ihre einkünft e jeweils für sich selbst.

nach einer Aussprache im August 2018 
trennten sich die Parteien. Das Scheidungsver-
fahren ist noch anhängig. Die Antragstellerin 
begehrte Trennungsunterhalt, da der Antrags-
gegner mehr verdient habe als sie. Sie hätt en 
„ein ganz normales Eheleben“ geführt.

Gegen den Beschluss ist die Rechtsbeschwer-
de zum Bundesgerichtshof im Hinblick auf eine 
abweichende Entscheidung des OLG Hamburg 
(Beschluss vom 30.01.2001 – 2 UF 17/00)  zu-
gelassen worden.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main vom 

12.07.2019 – 4 UF 123/19

SENiOR*iNNEN-	UND	DEMENz-WGS	
HABEN ANSPRUCH AUF 
LEISTUNGEN DER MEDIzINISCHEN 
BEHANDLUNGSPFLEGE
Eine bayerische Krankenkasse verweigerte 

Senior*innen, die in Demenz- oder Senior*-
innen-Wohngemeinschaft en leben, die leis-
tungen zur häuslichen Krankenpfl ege wie An- 
und Ausziehen von Kompressionsstrümpfen, 
Medikamentengabe, Blutzuckermessungen, 
obwohl eine ärztliche Verordnung vorlag. Sie 
begründete dies damit, dass es sich dabei um 
Maßnahmen handle, die keine medizinische 
oder pfl egerische Fachkunde erfordern und 
daher von anderen Personen, die sich in der 
WG um die Betreuung der Bewohner küm-

mern, durchzuführen seien. Das Sozialge-
richt landshut hatt e in drei Musterverfahren 
den Klagen der Versicherten statt gegeben.

Das Bayerische Landessozialgericht hat 
mitgeteilt, dass dies auch für Maßnahmen 
der sogenannten einfachsten medizinischen 
behandlungspfl ege gelte, die grundsätzlich 
auch von medizinischen Laien geleistet wer-
den könne. Hierunter falle zum Beispiel das 
Messen des Blutzuckers, das Verabreichen 
von Medikamenten oder das Anziehen von 

Fo
to

: 
A

g
n

e
ta

 B
e

ck
e

r

Fo
to

: 
A

g
n

e
ta

 B
e

ck
e

r



37

A L L E S  W A S  R E C H T  I S T  _ 

Kompressionsstrümpfen. Ein solcher An-
spruch könne nur dann entf allen, wenn auf-
grund eines Vertrages, etwa des Betreuungs-
vertrages der Wohngruppe, diese Leistungen 
ausdrücklich im Rahmen der Betreuung zu 
erbringen seien. In allen anderen Fällen 
bleibt es allerdings bei der leistungspfl icht 
der Krankenkasse. Die Revision zum Bundes-
sozialgericht wurde zugelassen.

Bayerisches Landessozialgericht vom 

20.08.2019 – L 5 KR 402/19, L 5 KR 403/19, 

L 5 KR 404/19

UNFALLVERSICHERUNGSSCHUTz 
GILT AUCH FüR DEN 
PROBEARBEITSTAG 
Ein*e Arbeitsuchende*r, der*die in einem 

Unternehmen einen „Probearbeitstag“ ver-
richtet und sich dabei verletzt, ist gesetzlich 
unfallversichert. Dies hat das Bundessozialge-
richt entschieden.

Der*die Kläger*in sei zwar nicht offiziell 
beschäft igte*r des unternehmens gewesen. 
Aber da er*sie „eine dem*der Entsorgungs-
unternehmer*in dienende, dessen*deren 
Willen entsprechende Tätigkeit von wirt-
schaft lichem Wert erbracht“ habe, die einem 
abhängigen beschäft igungsverhältnis ähnlich 
ist, gelte trotzdem der gesetzliche Unfallver-
sicherungsschutz. Insbesondere habe die Tä-
ti gkeit nicht nur im eigeninteresse des*der 
Kläger*in gelegen, eine dauerhaft e beschäft i-

gung zu erlangen. „Denn der Probearbeitstag 
sollte gerade auch dem*der Unter nehmer*in 
die Auswahl eines*r geeigneten Bewer-
bers*in ermöglichen und hatt e damit für ihn 
einen objekti v wirtschaft lichen Wert“, so das 
Gericht.

Bundessozialgericht vom 20.08.2019 – 

B 2 U 1/18 R

DIE zUMUTBARE FAHRRADDISTANz 
FÜR	HaRtz-iV-BEziEHER*iNNEN
Das Landessozialgericht (LSG) von Nie-

dersachsen-Bremen, hat entschieden, dass ei-
ne Fahrradstrecke bis zu zehn Kilometer für 
eine*n Hartz-IV Bezieher*in zumutbar ist.

den urteilsspruch veranlasste ein 28-jäh-
riger Mann aus Bremen, der im Bremer Um-
land eine Ausbildung zum Einzelhandelskauf-
mann absolvierte. Den 35 Kilometer weiten 
Weg zur Arbeit fuhr er normalerweise mit 
dem Auto seines Vaters, dieser war aber nun 
selbst auf sein Auto angewiesen. Aufgrund ei-
ner Privati nsolvenz, war es dem Mann nicht 
möglich, einen Kredit für einen eigenen Wa-
gen aufzunehmen.

Der ALG-II-Bezieher beantragte 4500 Euro 
Fördergeld für den Kauf eines Wagens. Er be-
gründete den Antrag damit, dass zu seinem 
regulären Schichtende kein Bus mehr zum 
Bahnhof führe und die Strecke zur Station 
fünfeinhalb Kilometer entf ernt sei. das Job-
center lehnte den Antrag mit der Begrün-

dung ab, diese Strecke wäre auch mit einem 

Fahrrad zumutbar.

das lSG gab dem Jobcenter in einem eilver-
fahren vorläufi g recht. ein*e gesunde*r und 
junge*r Leistungsempfänger*in soll laut Ge-

richt eine Strecke unter zehn Kilometer ein- 

bis zweimal täglich zurücklegen können. Dies 

sei bei so einer Streckenlänge ohne nennens-

werte Gefahren selbst im Winter nach 20 Uhr 

zumutbar.
Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen  vom 18. September 2019 – 

L 15 AS 200/19 B ER
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gung zu erlangen. „Denn der Probearbeitstag 
sollte gerade auch dem*der Unter nehmer*in 
die Auswahl eines*r geeigneten Bewer-
bers*in ermöglichen und hatt e damit für ihn 
einen objekti v wirtschaft lichen Wert“, so das 

Bundessozialgericht vom 20.08.2019 – 

DIE zUMUTBARE FAHRRADDISTANz 

Das Landessozialgericht (LSG) von Nie-
dersachsen-Bremen, hat entschieden, dass ei-
ne Fahrradstrecke bis zu zehn Kilometer für 
eine*n Hartz-IV Bezieher*in zumutbar ist.

den urteilsspruch veranlasste ein 28-jäh-
riger Mann aus Bremen, der im Bremer Um-
land eine Ausbildung zum Einzelhandelskauf-
mann absolvierte. Den 35 Kilometer weiten 
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   _  S P E R R E  U N T E R W E G S

zuvor erlebte Münster an 
diesem Tag jedoch den bis-
her größten demonstrati -
onszug ihrer Geschichte. 
Die junge Bewegung „Fri-

days for Future“, die sich entschie-
den für den Klimaschutz einsetzt, 
hatte auch in Münster die Bevöl-
kerung aufgerufen, dem interna-
ti onalen Aufruf zu folgen und sich 
an einem Protestmarsch gegen das 
Versagen der Politi k zu beteiligen. 
Rund 25.000 Menschen haben sich 
dem Umzug durch die Stadt, der 
auch über den Hansaring führte, an-
geschlossen. 
Doch danach wurde unter dem 
Mott o „Viertel for Future“/„Parking 
day @ Hansaring“ für die Forderung 
nach einer gerechten Planungs-, 
Klima- und Wohnungspoliti k sowie 
nach einer lokalen Verkehrswen-
de die komplett e Straße von Autos 
befreit und abgesperrt. Und dort, 
in der abgesperrten zone, war die 
SPERRE nicht weit! 
Wir beteiligten uns an der Aktion 
ebenfalls mit einem Stand und durf-
ten für einen nachmitt ag die utopie 
einer autofreien Stadt miterleben. 
Es war eine faszinierende Erfah-
rung. Die sonst so befahrene Straße 
verwandelte sich in einen energie-
geladenen Platz, auf dem die Leu-
te Spaß hatt en, reden hielten und 
diskuti erten. doch trotz des ganzen 
Trubels zog eine gewisse Gelassen-
heit durch die Straße. Die Menschen 
eilten nicht hekti sch durch den ver-
kehrsberuhigten Straßenraum, son-
dern waren entspannt im Hier und Jetzt. 
Während des nachmitt ags führten wir 
dazu viele Gespräche mit alten und auch 
mit neuen Gesichtern und konnten so-
mit Münster unser Magazin für Arbeit, 
Soziales & Kultur, die SPERRE, ein Stück 
näher bringen.
Insgesamt empfanden wir die gesamte 
Aktion als interessant und aufregend. 

Viertel for Future – 
Wir waren da!
Am 20. September 2019 fand in Münster, zwischen der Ruine des 
Hafencenters und der Bremer Straße, eine gemeinsame Aktion 

statt, die von über 30 lokalen Initiativen unterstützt wurde. 

Die Besucher*innen genossen den au-
tofreien Tag, und auch wir empfanden 
die Veranstaltung als rundum gelungen. 
Wir haben die eintägige Utopie einer 
Kfz-freien Stadt ebenso genossen und 
hoff en, dass in nicht allzu ferner zeit mit 
solchen Aktionen wieder ein zeichen 
für eine menschlichere zukunft  gesetzt 
wird. wika/tk

Fotos: Jan Große Nobis
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•	 Sie	haben	Wohnraum,	den	Sie	vermieten	möchten?
•	 Sie	haben	Interesse	an	gesicherter	Miete?
•	 Sie	möchten	einen	Ansprechpartner	bei	eventuellen	Problemen?
•	 Sie	möchten	einen	sozialen	Beitrag	leisten?

Dann	sind	Sie	bei	uns	genau	richtig!

c/o	Chance	e.V.	|	Friedrich-Ebert.Str.	7	|	48153	Münster	|	Tel:	0251	6208847	|	E-Mail:	dachuebermkopf.muenster@gmail.com

Dach überm Kopf
Verein zur Vermittlung und Beschaffung 

von Wohnraum für sozial schwache Gruppen

Ve
rm

ie

ter
	aufgepasst!!




